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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amtes 


1. Abgeordneter 
Claus 
Jäger 

(CDU/CSU) 


Was ist der Bundesregierung über den blutigen 
Zwischenfall auf albanischem Gebiet nahe der 
albanisch- griechischen Grenze bekannt, bei dem 
bewaffnete maskierte Eindringlinge in griechi- 
schen Militäruniformen nachts eine Kaserne der 
albanischen Streitkräfte überfallen und zwei Sol- 
daten getötet, mehrere weitere z. T. lebensge- 
fährlich verletzt haben, und ist dieser Überfall, 
der in Albanien große Beunruhigung ausgelöst 
hat, im NATO-Rat bereits zur Sprache gebracht 
worden? 


Antwort der Staatsministerin Ursula Seiler-Albring 
vom 26. April 1994 


Die Bundesregierung kennt sowohl die Darstellung des Vorgangs durch 
die albanische Regierung als auch die griechische Stellungnahme. Die 
Bundesregierung begrüßt, daß sich Griechenland und Albanien Ende ver- 
gangener Woche darauf verständigt haben, in ein Gespräch zur Unter- 
suchung und Beilegung des Zwischenfalls einzutreten. Die Bundesregie- 
rung hofft, daß dadurch der Vorfall aufgeklärt werden kann und die grie- 
chisch-albanischen Beziehungen keinen Schaden erleiden. 

Der Nordatlantische Rat ist mit diesem Thema noch nicht befaßt worden. 
Albanien hat den Vorgang im Ständigen Ausschuß der KSZE am 14. April 
1994 angesprochen. Die Bundesregierung begrüßt die Bereitschaft des 
amtierenden Vorsitzenden der KSZE, den Beteiligten seine guten Dienste 
bei der weiteren Behandlung anzubieten. 


2. Abgeordneter 

Ottmar 

Schreiner 

(SPD) 


Welche Ergebnisse hatten die bilateralen Ge- 
spräche mit dem Iran 1993 und bisher 1994 im 
Hinblick auf die Aufhebung des Abschnitts II des 
Schlußprotokolls zum deutsch-iranischen Nie- 
derlassungsabkommen? 


Antwort der Staatsministerin Ursula Seiler-Albring 
vom 27. April 1994 


Der deutsche Vorschlag der einvernehmlichen Aufhebung des Abschnit- 
tes II des Schlußprotokolls zum deutsch-iranischen Niederlassungsab- 
kommen vom 17. Februar 1929 ist seit 1989 bei der iranischen Seite anhän- 
gig und wurde seitdem wiederholt gegenüber der iranischen Seite ange- 
sprochen. Gegen Ende 1993 hat die iranische Regierung mitgeteilt, daß sie 
mit einer Aufhebung einverstanden sei, hierzu aber noch die Zustimmung 
der Legislative benötige. Die Bundesregierung bleibt um baldige Klärung 
bemüht. 


1 



Drucksache 12/7462 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


3. Abgeordneter 

Hartmut 

Büttner 

(Schönebeck) 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung eine Meldung des 
Nachrichtenmagazines „DER SPIEGEL" vom 
28. Februar 1994 bestätigen, wonach es eine 
68 Seiten umfassende Tonbandabschrift einer 
Zusammenkunft zwischen dem damals amtieren- 
den DDR-Ministerpräsidenten Hans Modrow und 
den Stasi- Generälen Wolfgang Schwanitz, 
Gerhard Neiber, Werner Großmann und Rudi 
Mittig am 21. November 1989 gibt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 24. April 1994 


Die Tonbandabschrift liegt der Behörde des Bundesbeauftragten für die 
Stasi-Unterlagen vor. Es handelt sich um eine Rede Hans Modrows, die 
dieser anläßlich einer Dienstbesprechung bei der Einführung des Gene- 
ralleutnants Schwanitz als Leiter des Amtes für Nationale Sicherheit am 
21. November 1989 in Berlin gehalten hat. Das 68seitige Protokoll enthält 
darüber hinaus Redebeiträge der anderen Teilnehmer. 


4. Abgeordneter 

Hartmut 

Büttner 

(Schönebeck) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Ton- 
bandabschrift Aussagen von Hans Modrow ent- 
hält, nach denen Konzepte zur Eindämmung der 
Aktivitäten von Regimekritikern mit den Vertre- 
tern des Staatssicherheitsdienstes abgesprochen 
worden sind, und der ehern. Generalleutnant 
Wolfgang Schwanitz gegenüber Hans Modrow 
Vorschläge für eine erneute Intensivierung der 
IM- Arbeit unterbreitet hat, die von diesem akzep- 
tiert worden sind? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 24. April 1994 


In der Dienstbesprechung ging es neben allgemeinen Fragen der weiteren 
politischen Entwicklung in der ehemaligen DDR um die künftige Linie des 
AfNS, das als Nachfolger des MfS am 17. November 1989 gebildet worden 
war. In seiner Rede äußerte sich Wolf gang Schwanitz zum Umgang mit 
Regimegegnern und zur Intensivierung der IM- Arbeit, wie es im „DER 
SPIEGEL" widergegeben ist. Nach dieser Rede gab Hans Modrow dann 
u. a. die im „DER SPIEGEL" zitierte Äußerung ab. 


Verschiedenen Wissenschaftlern, die zu unterschiedlichen Zeitpunkten 
für die Enquete-Kommission „Aufarbeitung der Geschichte und der Fol- 
gen der SED-Diktatur" tätig waren bzw. sind, ist die Kopie der Ton- 
bandabschrift auf jeweiligen Antrag im November und Dezember 1993 
sowie im März 1994 übergeben worden. 
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5. Abgeordneter 

Karl 

Diller 

(SPD) 


Wann wird die Bundesregierung dafür sorgen, 
daß beim Bahnpolizeiposten Trier jederzeit die 
Mindestbesetzung mit Polizeivollzugsbeamten 
gewährleistet ist, so daß das Schild am Eingang 
zum Bahnpolizeiposten Trier mit dem Text „Falls 
unbesetzt, bitte Bahnpolizeiwache Saarbrücken 
anrufen, Telefon ..." sich erübrigt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 25. April 1994 

Nach dem vorläufigen Organisations- und Dienstpostenplan des Bundes- 
grenzschutzes sind für den Bahnpolizeiposten Trier 29 Polizeivollzugs- 
beamte vorgesehen. Wegen eines Widerspruches im Besetzungsverfah- 
ren ist der Dienstposten des Postenführers derzeit nicht besetzt, so daß die 
bahnpolizeilichen Aufgaben z. Z. von 28 Polizeivollzugsbeamten wahrge- 
nommen werden. Eine Beeinträchtigung der Aufgabenerfüllung ist damit 
jedoch nicht verbunden. 

Im übrigen weise ich darauf hin, daß Bahnpolizeiposten als ausgelagerte 
Teilbereiche von räumlich zumeist weit entfernt gelegenen Bahnpolizei- 
wachen vor allem die Aufgabe haben, durch Streifenfahrten die polizei- 
liche Präsenz auf dem Gebiet der Bahnanlagen in den umliegenden Regio- 
nen zu gewährleisten und eine ständige Besetzung der Bahnpolizeiposten 
daher nicht vorgesehen ist. 

Durchgängig besetzt sind ausschließlich die Bahnpolizeiwachen, so daß 
für Hinweise auf bahnpolizeilich relevante Ereignisse eine entsprechende 
Beschilderung bei den Bahnpolizeiposten angebracht wurde. Diese Maß- 
nahme hat sich bewährt, da die jeweils zuständige Bahnpolizeiwache 
regelmäßig in der Lage ist, die ggf. erforderlichen Maßnahmen übergrei- 
fend zu veranlassen. 


6. Abgeordneter 

Karl 

Diller 

(SPD) 


Wann wird die Bundesregierung dafür sorgen, 
daß beim Bahnpolizeiposten Trier auch die Ver- 
waltungsangestellten eingesetzt werden, die 
dem Bahnpolizeiposten eigentlich zustehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 25. April 1994 

Bei den Bahnpolizeiposten ist grundsätzlich die Einrichtung von Stellen 
für Schreibkräfte bzw. Büroangestellte nicht vorgesehen, da die Wahrneh- 
mung entsprechender Verwaltungstätigkeiten im wesentlichen den 
Bahnpolizeiwachen obliegt. 

Dem Bahnpolizeiposten Trier wurden nur deshalb zwei dieser Stellen 
überplanmäßig zugewiesen, um für eine Übergangszeit zwei Schreib- 
dienstkräfte des aufzulösenden Grenzschutzversorgungslagers Weiler- 
bach im Rahmen der sozialen Absicherung weiter verwenden zu können. 

Nach Zustimmung der Personalvertretung werden die entsprechenden 
Versetzungen vorgenommen, wobei darauf hingewiesen werden muß, 
daß beabsichtigt ist, diese Stellen wieder zu streichen, wenn sich für die 
Schreibdienstkräfte eine anderweitige sinnvolle Verwendungsmöglich- 
keit eröffnet. 
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7. Abgeordneter 

Wilhelm 

Schmidt 

(Salzgitter) 

(SPD) 


Welchen konkreten Hintergrund (z. B. Referen- 
tenentwürfe für den Haushalt 1995) haben die 
Meldungen, nach denen der Bund die Sportför- 
dermittel ab 1995 um rund 40 Mio. DM (also etwa 
20%) kürzen will? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 27. April 1994 

Für den Bundeshaushalt 1995 läuft derzeit das Haushaltsaufstellungs- 
verfahren. Der Beschluß des Bundeskabinetts ist für Mitte Juli 1994 
vorgesehen. 

Es ist nicht üblich, im Rahmen des Haushaltsaufstellungsverfahrens zu 
Vorstellungen auf der Arbeitsebene in bezug auf einzelne Haushalts- 
positionen vor Beschlußfassung des Kabinetts Stellung zu nehmen. 


8. Abgeordneter 

Dr. Rudolf 
Schöfberger 

(SPD) 


Wird die Bundesregierung bei künftigen Einsät- 
zen des Bundesgrenzschutzes auf Anforderung 
gemäß Artikel 35 Abs. 2 Satz 1 GG, d. h. unter der 
Zuständigkeit, der Polizeihoheit und damit auch 
unter der Verantwortung des anfordernden Bun- 
deslandes, Erfahrungen mit bisherigen Einsätzen 
(z. B. beim Weltwirtschaftsgipfel in München am 
6. Juli 1992) zum Anlaß nehmen, um mit geeigne- 
ten Maßnahmen für einen rechtsstaatlich ein- 
wandfreien Einsatz von Bundesbeamten zu sor- 
gen, oder wird die Bundesregierung auch künftig 
massenhafte Grundrechtseinschränkungen, Frei- 
heitsberaubungen und Körperverletzungen im 
Zuge solcher Einsätze Widerspruchs- und folgen- 
los hinnehmen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 25. April 1994 


Die in § 9 Bundesgrenzschutzgesetz i. V. m. Artikel 35 Abs. 2 Satz 1 GG 
getroffenen gesetzlichen Regelungen werden von der Bundesregierung 
für ausreichend erachtet und weitergehende Maßnahmen nicht für erfor- 
derlich gehalten. 

Auf meine Antwort vom 6. April 1994 verweise ich, in der ich zu einer von 
Ihnen gestellten gleich gelagerten Frage vom 10. März 1994 Stellung 
genommen habe. 

Im übrigen weise ich die im letzten Halbsatz Ihrer Frage enthaltene Unter- 
stellung zurück. 


9. Abgeordneter 

Jürgen 

Wohlrabe 

(CDU/CSU) 


Wie schätzt die Bundesregierung ein, in welchem 
Umfang und zeithchen Rahmen parallel zum 
Umzug der jeweiligen Bundesministerien nach 
Berlin, sich der Standortwechsel der Verbände 
und Interessensgruppen, die mit dem Zweck des 
politischen Informationsaustausches bisher in 
Bonn ansässig waren, vollziehen soll, und welche 
organisatorischen Konsequenzen damit verbun- 
den sind (z. B. Erwerb von Immobilien, Personal- 
fragen etc.)? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 20. April 1994 

Es ist nicht Angelegenheit der Bundesregierung, Aussagen über Umfang, 
Zeitpunkt und organisatorische Konsequenzen möglicher Standortwech- 
sel von Verbänden und anderen Interessengruppen zu treffen. 

Hinsichtlich des Erwerbs von Immobilien durch Verbände und andere 
Interessengruppen in Berlin hat sich der Bund bereit erklärt, im Rahmen 
seiner Möglichkeiten Grundstücke zum Verkehrswert zur Verfügung zu 
stellen. Dies ist in der Vergangenheit in Einzelfällen bereits geschehen. 
Daneben unterstützen die Bundesregierung und der Senat von Berlin die 
Verbände bei Bedarf im Rahmen einer Clearingstelle, die vom Gemein- 
samen Ausschuß Bund/Berlin eingerichtet wurde. 


10. Abgeordneter 

Jürgen 

Wohlrabe 

(CDU/CSU) 


Sind der Bundesregierung bekannt, wie viele 
Bundesbedienstete, die mit handwerklichen 
technischen Aufgaben betraut sind, aufgrund 
ihres Dienstverhältnisses von Bonn nach Berlin 
wechseln? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom20. April 1994 

Nachdem durch die Verabschiedung des BerUn/Bonn- Gesetzes und des 
Dritten Zwischenberichts der Konzeptkommission des Ältestenrates des 
Deutschen Bundestages vom 20. Januar 1994 sowie den Beschluß des Bun- 
deskabinetts vom 12. Oktober 1993 der zeitliche Rahmen für den Umzug 
von Parlament und Bundesregierung festgelegt worden ist, ist die Bundes- 
regierung derzeit damit befaßt, Lösungsansätze für die personalwirt- 
schaftliche Umsetzung der Beschlüsse zu entwickeln. Hierbei werden 
neben den Aspekten einer sozialverträglichen Umsetzung nicht zuletzt 
auch der Gesichtspunkt der Funktionsfähigkeit der Bundesregierung und 
ihrer Behörden ein unabweisbares Element dieser Überlegungen darstel- 
len. Ziel der Bundesregierung ist, die Zahl der vom Umzug tatsächlich 
Betroffenen möglichst klein zu halten. Dies gilt insbesondere auch für den 
von Ihnen angesprochenen handwerklichen technischen Bereich. 


11. Abgeordneter Welche Bundesministerien und weitere Bundes- 

Jürgen Behörden sind zur Zeit vom Einstellungsstopp im 

Wohlrabe höheren Dienst betroffen? 

(CDU/CSU) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 20. April 1994 

Der Bundesminister des Innern hat am 15. November 1993 angeordnet, 
daß freie Stellen nicht mehr durch Neueinstellungen besetzt werden dür- 
fen. Ausgenommen sind der Bundesgrenzschutz sowie die Fachbereiche 
des Bundeskriminalamtes und des Bundesamtes für Verfassungsschutz. 

Für die übrigen Ressorts kann eine zusammenfassende Aussage nicht 
getroffen werden, da diese über ihre Personalangelegenheiten in eigener 
Verantwortung entscheiden. Die Bundesregierung hat am 10. März 1994 
dem Abgeordneten Günter Graf auf eine gleichlautende Frage geantwor- 
tet, daß ihm eine Stellungnahme durch die übrigen Bundesressorts unmit- 
telbar zugeleitet werde (Drucksache 12/7116). Ich habe veranlaßt, daß 
Ihnen diese Antworten ebenfalls zugeleitet werden. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


12. Abgeordneter 

Rolf 

Schwanitz 

(SPD) 


Wie viele Anträge auf Gewährung der Kapital- 
entschädigung nach dem Strafrechtlichen Reha- 
bilitierungsgesetz wurden bisher bei der Berliner 
Außenstelle der Stiftung für ehemalige politische 
Häftlinge sowie bei den Justizverwaltungen der 
neuen Bundesländer gestellt und von diesen Stel- 
len abgearbeitet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 25. April 1994 

Zu statistischen Zwecken werden dem Bundesministerium der Justiz von 
den Bundesländern lediglich die Zahlen der Kassations- und Rehabilitie- 
rungsanträge mitgeteilt. Bis zum 31. Dezember 1993 wurden insgesamt 
ca. 130000 Anträge zum Zwecke der Überprüfung einer strafrechtlichen 
Entscheidung bei den Rehabilitierungsgerichten gestellt, wovon bereits 
ca. 90 000 erledigt sind. 

Genaue Angaben darüber, wie viele Anträge auf Gewährung der Kapital- 
entschädigung nach dem Strafrechtlichen Rehabilitierungsgesetz bisher 
bei der Berliner Außenstelle der Stiftung für ehemalige politische Häft- 
linge sowie bei den Justizverwaltungen der neuen Bundesländer gestellt 
und von diesen Stellen abgearbeitet wurden, liegen der Bundesregierung 
nicht vor. 

Das Bundesministerium der Justiz hat vor kurzem die Länder und die Stif- 
tung für ehemalige politische Häftlinge um Mitteilung gebeten, wie viele 
Entschädigungsanträge bisher gestellt wurden, wie viele hiervon bereits 
erledigt sind und mit wie vielen Anträgen noch gerechnet wird. Vom 
Ergebnis werde ich Sie unterrichten. 


13. Abgeordneter 

Rolf 

Schwanitz 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung vor dem Hin- 
tergrund der drohenden Auflösung der Berliner 
Außenstelle der Stiftung für ehemalige politische 
Häftlinge zum Jahresende 1995 die Tatsache, daß 
bei dieser Stelle zur Zeit noch ein Abarbeitungs- 
stau der Anträge alter Geburtsjahrgänge vorliegt, 
während die Länderentschädigungsstellen kaum 
vergleichbare Abarbeitungsprobleme haben und 
bereits die Anträge erheblich jüngerer Geburts- 
jahrgänge abarbeiten, und was will die Bundes- 
regierung unternehmen, um diesem Zustand bis 
zum Jahresende 1995 abzuhelfen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 25. April 1994 

Die der Stiftung für ehemalige politische Häftlinge nach § 25 Abs. 2 des 
Strafrechtlichen Rehabilitierungsgesetzes (StrRehaG) zugewiesenen 
Fälle ehemahger politischer Häftlinge betreffen Personen, die vielfach in 
einem fortgeschrittenen Lebensalter stehen, darunter nach Kriegsende 
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von der sowjetischen Besatzungsmacht Internierte und von sowjetischen 
Militärtribunalen (SMT) Verurteilte. Die letztgenannte Personengruppe 
kann den Entschädigungsantrag nach dem StrRehaG ausschließlich bei 
der Stiftung stellen. Dagegen sind ältere Antragsteller bei den Entschädi- 
gungsstellen der Länder zahlenmäßig nicht so stark vertreten. Wo es 
rechtlich möglich ist und eine raschere Gewährung der Kapitalentschädi- 
gung zu erwarten ist, werden mit Einverständnis der Betroffenen Anträge 
zur Bearbeitung an die zuständigen Landesbehörden abgegeben. Für 
weitere Maßnahmen sieht die Bundesregierung keinen Anlaß. 


14. Abgeordnete 

Hanna 

Wolf 

(SPD) 


Wie bewertet die Bundesregierung die Existenz 
eines sog. „Laserdroms" in Gerling bei Stuttgart - 
auch „Killerpalast" genannt -und seine mögliche 
weitere Verbreitung in Deutschland im Hinblick 
auf die Förderung gewalttätigen Verhaltens in 
unserer Gesellschaft? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 26. April 1994 

Die Bundesregierung hält es nicht für hinnehmbar, daß sogenannte 
„ Laserdrome " errichtet und wie in Gerling bei Stuttgart betrieben werden, 
in denen Kontrahenten mit pistolenähnlichen Zielgeräten aufeinander 
„schießen", um ihren Gegner im Spiel zu „töten". Eine solche Veranstal- 
tung mißachtet die Menschenwürde und gefährdet das soziale Zusam- 
menleben. Zudem birgt sie die Gefahr, daß insbesondere bei jungen Men- 
schen die Aggressivität gefördert wird. 


15. Abgeordnete 

Hanna 

Wolf 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung der Meinung, daß die 
bestehende Gesetzeslage ausreicht, sog. „Laser- 
drome" verbieten zu können? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 26. April 1994 


Bereits auf die schriftlichen Fragen 14 und 15 - Drucksache 12/7058 - der 
Abgeordneten Editha Limbach vom 2. März 1994 wurde ausgeführt, daß 
gegen die Errichtung und Unterhaltung von „Laserdromen" vor allem 
Maßnahmen in Betracht kommen, die dem allgemeinen Polizei- und Ord- 
nungsrecht zuzurechnen sind. Auf der Grundlage des Polizei- und Ord- 
nungsrechts der Länder, gegebenenfalls in Verbindung mit dem Bußgeld- 
tatbestand der Belästigung der Allgemeinheit nach § 118 OWiG, können 
die zuständigen Ordnungs- oder Polizeibehörden Untersagungsverfügun- 
gen zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung erlas- 
sen. Bei ihrer Entscheidungsfindung werden die zuständigen Behörden 
auch im Hinblick auf die Anwendbarkeit des § 118 OWiG die heraus- 
ragende Bedeutung des Schutzes und der Würde des menschlichen 
Lebens in unserer Werteordnung und Verfassung zu berücksichtigen 
haben. Daneben ist die Verhängung einer Geldbuße nach § 118 OWiG 
gegen den Errichter oder den Betreiber eines „Laserdroms" in Betracht zu 
ziehen. Gewerberechtliche Handhaben stehen dagegen nicht zur Verfü- 
gung. 
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16. Abgeordnete 

Hanna 

Wolf 

(SPD) 


Plant die Bundesregierung eine Gesetzesvorlage 
einzubringen, die „ Laserdrome " und ähnliche 
„Vergnügungsangebote " verbietet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 26, April 1994 

Zu der Problematik der „Laserdrome" werden im Zusammenhang mit der- 
zeit laufenden Gesetzgebungsverfahren im Deutschen Bundestag partei- 
übergreifende Überlegungen unter Einbeziehung der Bundesregierung 
an gestellt, wie der Errichtung und dem Betrieb von „Laserdromen" ent- 
gegengewirkt werden kann. Diese Überlegungen sind noch nicht abge- 
schlossen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


Sind bei dem Föderalen Konsolidierungspro- 
gramm Vereinbarungen zwischen dem Bund und 
den Ländern getroffen worden, daß die Länder 
deshalb einen von 37% auf 44% erhöhten Um- 
satzsteueranteil bekommen, damit die Länder 
und Gemeinden die Kindergartenplatzgarantie 
gewährleisten und finanzieren, und in welchen 
zwischen den Finanzministern des Bundes und 
der Länder abgestimmten Rechnungen und Tex- 
ten ist dies festgehalten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 20. April 1994 

Das Schwangeren- und Familienhilfegesetz ist am 25. Juni 1992 vom 
Deutschen Bundestag beschlossen worden. Am 10. Juli 1992 hat sich der 
Bundesrat mit Blick auf die finanziellen Folgen dieses Gesetzes dafür aus- 
gesprochen, daß der Anteil der Länder an der Umsatzsteuer zu Lasten des 
Bundes erhöht werden müsse. 

Im Mär^/ April 1993 sind die Finanzbeziehungen zwischen Bund und Län- 
dern einschließlich Gemeinden im Rahmen des Föderalen Konsolidie- 
rungsprogramms für die Jahre ab 1995 grundlegend neu geordnet wor- 
den. 

Nach Artikel 106 Abs. 3 GG sind die Anteile von Bund und Ländern an der 
Umsatzsteuer so festzusetzen, daß Bund und Länder gleichmäßig 
Anspruch auf Deckung ihrer notwendigen Ausgaben haben. Dabei ist der 
Umfang der Ausgaben unter Berücksichtigung einer mehrjährigen 
Finanzplanung zu ermitteln. 

Im Rahmen der Verhandlungen des Föderalen Konsolidierungspro- 
gramms sind dementsprechend alle damals bekannten Belastungen 
zugrunde gelegt worden. Der danach gefundene Kompromiß zum 
Bund/Länder-Finanzausgleich basierte auf einem Gesetzentwurf des 
Bundesrates. Dabei wurde die Umsatzsteuerverteilung - abweichend von 
der bisherigen Staatspraxis - erstmalig nicht befristet. 


17. Abgeordneter 

Eike 

Ebert 

(SPD) 
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18. Abgeordneter 

Freiherr 

Carl-Detlev 

von Hammerstein 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Boden- 
verwertungs- und -verwaltungs GmbH landwirt- 
schaftliche Flächen von ehemals volkseigenen 
Gütern, die Grenzertragsböden sind, für geplante 
private Aufforstung offensichtlich nur deshalb 
nicht verkaufen kann, weil ein Verkauf nur für 
„investive" Zwecke möglich ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 25. April 1994 


Die zwischen der Bundesregierung und den neuen Bundesländern abge- 
stimmten Verwertungsgrundsätze für landwirtschaftliche Nutzflächen 
sehen einen Verkauf von Flächen nur in Ausnahmefällen vor, falls 

- der Verkauf zu investiven Zwecken erfolgt oder 

- durch den Verkauf die Ziele und Zwecke eines eventuellen späteren 
Landerwerbs- und Siedlungsprogramms nicht beeinträchtigt werden. 

Diese Voraussetzungen dürften bei Kaufanträgen für Flächen zur Auffor- 
stung häufig nicht erfüllt sein, da keine investiven Zwecke verfolgt und 
größere Flächen zum Erwerb beantragt werden, für die regelmäßig ein 
früherer Eigentümer oder ein anderer Wieder- oder Neueinrichter Kauf- 
interesse im Rahmen eines Landerwerbs- oder Siedlungsprogramms an- 
gemeldet hat. 

Für die Verwertung von Vermögenswerten aus dem Bereich der volks- 
eigenen Güter sind zusätzlich besondere Regelungen erarbeitet und 
zwischen Bundesregierung und neuen Bundesländern abgestimmt wor- 
den. 

Nach diesen Verwertungsgrundsätzen ist ein Verkauf von Vermögens- 
werten ehemals volkseigener Güter nur möglich, falls eine Verpachtung 
aus wirtschaftlichen Gründen nicht in Betracht kommt. Diese Vorausset- 
zungen liegen in der Regel nur dann vor, wenn Gebäude verkauft werden 
sollen, deren baulicher Zustand erhebliche Investitionen erfordert, die nur 
bei gleichzeitigem Erwerb von Flächen wirtschaftlich sinnvoll sind. 

Sofern unter diesen Voraussetzungen Flächen erworben werden können, 
ist deren Aufforstung nach Maßgabe des beim Erwerb vorzulegenden 
Bewirtschaftungskonzeptes möglich. 


19. Abgeordneter 

Freiherr 

Carl-Detlev 

von Hammerstein 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, falls einem zu 
Frage 18 geschilderten Fall Richtlinien entgegen- 
stehen, diese zu ändern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 25. April 1994 

Die Bundesregierung sieht derzeit keine Veranlassung, die entspre- 
chende Richtlinie der Treuhandanstalt zu ändern. * ) 


* ) siehe hierzu auch Antwort auf Frage 33 
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20. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob die soge- 
nannte Panzerstraße und insbesondere WP 15 
(Bahnübergang) zwischen den Coleman-Bar- 
racks in Mannheim-Sandhofen und dem Käfer- 
taler Wald bzw. der Viernheimer Heide in Zu- 
kunft noch in irgendeiner Weise von militärischen 
Fahrzeugen benutzt werden soll? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jürgen Echternach 
vom 22. April 1994 


Die amerikanischen Streitkräfte haben keine Einwendungen gegen die 
Schließung des Bahnübergangs WP 15 nach dem 30. September 1994. Da 
auch im Falle einer Freigabe der Coleman-Barracks - womit allerdings 
z. Z. nicht zu rechnen ist - kein Anschlußbedarf der Bundeswehr besteht, 
wird die sog. Panzerstraße im Stadtteil Mannheim- Sandhofen bis zum 
Bahnübergang WP 15 künftig nicht mehr von militärischen Fahrzeugen 
benutzt werden. 


21. Abgeordneter 

Joachim 

Poß 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung die Formulierungen 
des Bundesverfassungsgerichts in seiner Exi- 
stenzminimum-Entscheidung für so auslegungs- 
fähig, daß der Bundesminister der Finanzen die 
geforderte steuerliche Freistellung über mehrere 
zeitliche und materielle Stufen und lange über 
das Jahr 1996 hinaus als verfassungsrechtlich 
zulässig und unbedenklich ansieht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 20. April 1994 


Die vom Bundesverfassungsgericht geforderte Freistellung des steuer- 
lichen Existenzminimums ist bereits seit 1993 durch die im Rahmen des 
Gesetzes zur Umsetzung des Föderalen Konsolidierungskonzepts getrof- 
fene, bis Ende 1995 befristete Neuregelung sichergestellt. Dies bleibt 
selbstverständlich auch bei der ab 1996 umzusetzenden Dauerlösung von 
Anfang an gewährleistet. 


22. Abgeordneter 

Joachim 

Poß 

(SPD) 


Wodurch unterscheidet sich ein (ab 300000 DM) 
der Zustimmung des Bundesministers der 
Finanzen unterliegender Steuererlaß von einer 
Niederschlagung, die dem Steuerschuldner mit- 
geteilt und von einer Gegenleistung (Zahlung) 
abhängig gemacht worden ist? 


23. Abgeordneter 

Joachim 

Poß 

(SPD) 


Wie hoch ist bei einer derartig gestalteten Nie- 
derschlagung die Grenze, deren Überschreitung 
die Zustimmungserfordernis des Bundesmini- 
sters der Finanzen auslöst? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 21. April 1994 

Ein Erlaß führt zum Erlöschen der Ansprüche aus dem Steuerschuldver- 
hältnis. Der Erlaß von Steuern, die von Landesfinanzbehörden im Auftrag 
des Bundes verwaltet werden, bedarf daher der vorherigen Zustimmung 
des Bundesministeriums der Finanzen, wenn der zu erlassende Betrag 
400 000 DM (bis 10. Januar 1994 = 300 000 DM) übersteigt. 

Da Niederschlagungen die Ansprüche aus dem Steuerschuldverhältnis 
unberührt lassen, bedürfen sie keiner Zustimmung des Bundesministe- 
riums der Finanzen; sie werden ihm auch nicht mitgeteilt. Sie sind verwal- 
tung^interne Maßnahmen und werden in der Regel nicht bekanntgege- 
ben. Gleichwohl schadet die Bekanntgabe nicht, wenn von der 
Finanzbehörde für den Steuerpflichtigen erkennbar nur eine Niederschla- 
gung gewollt war. Die Niederschlagung hat auch dann nicht die Wirkung 
eines Erlasses, wenn zuvor noch eine Teilzahlung geleistet wird. 


24. Abgeordneter 

Joachim 

Poß 

(SPD) 


Wie hoch sind die steuerlichen Be- und Entlastun- 
gen - jeweils getrennt - in den vom Deutschen 
Bundestag seit dem 1. Januar 1990 verabschie- 
deten Gesetzen {zusammengestellt nach Entste- 
hungsjahren, insbesondere StÄndG 1991 und 
1992, Zinsabschlaggesetz, StMBG u. a.) insge- 
samt, und wieviel entfallen davon auf den Bund? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 26. April 1994 

Die gewünschten Angaben können - ausgenommen die Auswirkungen 
des StMBG - den Finanzberichten 1989 bis 1994, jeweils Tabelle 14 
„Finanzielle Auswirkungen der Steuerrechtsänderungen'' entnommen 
werden. Abdrucke der einschlägigen Übersichten sowie eine Zusammen- 
stellung der Auswirkungen des StMBG sind beigefügt. * ) 


25. Abgeordneter 

Rudolf 

Purps 

(SPD) 


Wieviel (in Mio. DM) von dem von 37% auf 44% 
erhöhten Länderanteil an der Umsatzsteuer wer- 
den die einzelnen Bundesländer im Jahr 1995 
erhalten? 


26. Abgeordneter 

Rudolf 

Purps 

(SPD) 


Wieviel werden die einzelnen alten Bundeslän- 
der in den Länderfinanzausgleich (im engeren 
Sinn) im Jahr 1995 zu zahlen haben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr, Joachim Grünewald 
vom 21. April 1994 

Nach Vorausberechnungen auf Basis der Steuerschätzung vom Mai 1993 
ergeben sich 1995 für die Verteilung des auf 44% erhöhten Länderanteils 
an der Umsatzsteuer sowie für die Beiträge der alten Länder und die 
Zuweisungen an alte und junge Länder im Länderfinanzausgleich die in 
der folgenden Tabelle dargestellten Werte: 


*) Vom Abdruck der Anlagen wurde aufgrund der Nummer 13 Satz 2 in Verbin- 
dung mit Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Frage- 
stunde und für die schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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Zuweisungen (-h) 


Länderanteile 

und Beiträge (-) 


an der 

im Länder- 


Umsatzsteuer 

finanz- 

ausgleich 


-Mio. DM- 

Nordrhein-Westfalen 

18 098 

- 

3 925 

Bayern 

12 011 

- 

2 574 

Baden-Württemberg 

10 369 

- 

4 385 

Niedersachsen 

7 741 

+ 

393 

Hessen 

6 048 

- 

3 349 

Rheinland-Pfalz 

3 964 

+ 

267 

Schleswig-Holstein 

2 738 

+ 

69 

Saarland 

1 338 


313 

Hamburg 

1 724 

- 

480 

Bremen 

704 

+ 

538 

Berlin 

3 555 

+ 

4 337 

Sachsen 

11 746 

-1- 

2 872 

Sachsen-Anhalt 

7 099 

+ 

1 700 

Thüringen 

6 377 

+ 

1 552 

Brandenburg 

6 282 

-h 

1 483 

Mecklenburg- V orpommern 

4 684 

+ 

1 188 

Insgesamt 

104 478 

± 

14 712 


27. Abgeordnete 

Renate 

Schmidt 

(Nürnberg) 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung nach Ihrer Antwort 
vom 16. Dezember 1993, Drucksache 12/6470, 
Frage 34, die Auffassung des Bundesgerichtshofs, 
daß der Unterhaltsberechtigte „im allgemeinen" 
ohne die Hilfe eines Steuerberaters oder eines 
Rechtsanwalts (Drucksache 9/163, Frage 25) vor 
Erteilung der Zustimmung zum Realsplitting, also 
im voraus (Plenarprotokoll 9/98, Anlage 13), die 
zu erwartenden Nachteile z. B. nach dem Gradu- 
iertenförderungsgesetz anhand der ausführ- 
lichen und keine falschen Erwartungen wecken- 
den Erläuterung im Vordruck Anlage U hinsicht- 
lich der Höhe und des Zeitpunkts „im Einzelfall 
substantiiert" darlegen kann, und welche gülti- 
gen Paragraphen des Graduiertenförderungs- 
gesetzes sind dabei zu beachten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 25. April 1994 

Die Auffassung des Bundesgerichtshofs, daß die Inanspruchnahme eines 
Steuerberaters durch den Unterhaltsberechtigten vor Erteilung seiner 
Zustimmung zum begrenzten Realsplitting „im allgemeinen" nicht not- 
wendig sei, bezieht sich auf den Fall, daß der Unterhaltsverpflichtete von 
vornherein verbindlich erklärt, den anderen von den ihn dadurch treffen- 
den steuerlichen oder sonstigen Nachteilen freizustellen. Nur für diesen 
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Fall hat der BGH in dem in der Antwort der Bundesregierung vom 16. De- 
zember 1993 (Drucksache 12/6470, Frage 34) zitierten Urteil „im allgemei- 
nen" keinen Anlaß gesehen, wegen des begrenzten Realsplittings noch 
den Rat oder die Unterstützung eines Steuerberaters in Anspruch zu neh- 
men. In dem Urteil hat der BGH ebenso wie die Vorinstanz (OLG Hamm) 
die Inanspruchnahme eines Steuerberaters für gerechtfertigt angesehen, 
eben weil die Freistellungserklärung des Unterhaltsverpflichteten der 
genannten Voraussetzung nicht gerecht wurde. In diesem Zusammen- 
hang hat der BGH deutlich gemacht, daß es einem Unterhaltsberechtig- 
ten, der keine besonderen Erfahrungen in geschäftlichen oder steuer- 
rechtlichen Angelegenheiten hat, gerade nicht zugemutet werden kann, 
die steuerlichen Folgen des begrenzten Realsplittings selbst im einzelnen 
vorauszusehen und gegenüber dem Unterhaltsverpflichteten substantiiert 
darzulegen. Dies wird auch für eventuelle Nachteile im Bereich der Förde- 
rung durch die Graduiertenförderungsgesetze zu gelten haben, sofern die 
Freistellungserklärung des Unterhaltsverpflichteten im Einzelfall solche 
Nachteile nicht erfaßt. 

Ein Graduiertenförderungsgesetz des Bundes gibt es seit 1983 nicht mehr. 
An seine Stelle sind Graduiertenförderungsgesetze der Länder getreten. 

Die von Ihnen angesprochene Problematik gibt Anlaß zu prüfen, ob für 
Fälle, in denen nicht umfassend die Bereitschaft erklärt wird, den Unter- 
haltsberechtigten von allen ihm durch das Realsplitting entstehenden 
steuerlichen oder sonstigen Nachteilen freizustellen, in die Erläuterungen 
zum Vordruck Anlage U ein Hinweis auf einen möglichen Anspruch auf 
Erstattung von Beratungskosten entsprechend der angeführten BGH- 
Rechtsprechung aufgenommen werden sollte. 


28. Abgeordneter 

Hermann 

Wimmer 

(Neuötting) 

(SPD) 


In welchem Umfang verfügt der Bund als Eigen- 
tümer über landwirtschaftlich genutzte Flächen, 
die „Milcherzeugungsflächen" im Sinne der 
Milchgarantiemengenverordnung sind, und wie 
hoch ist die auf diesen Flächen liegende Milch- 
garantiemenge, jeweils untergliedert nach Bun- 
desländern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 25. April 1994 


Der Bund verfügt bei den Forschungsanstalten des Bundesministeriums 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten und den landwirtschaftlichen 
Betrieben im Allgemeinen Grundvermögen des Bundesministeriums der 
Finanzen in Schleswig-Holstein über eine Milchgarantiemenge von 
2059838 kg auf einer Milcherzeugungsfläche von 340 ha und in Nieder- 
sachsen über eine Milchgarantiemenge von 2157 878 kg auf einer 
Milcherzeugungsfläche von 378 ha. Außerdem sind im Allgemeinen 
Grundvermögen in den alten Bundesländern ca. 9500 ha Acker- und 
Grünflandflächen an landwirtschaftliche Betriebe verpachtet. Für diese 
Flächen liegen keine Informationen über die Höhe des Anteils an Milcher- 
zeugungsflächen im Sinne der Milchgarantiemengenverordnung und der 
zugehörigen Milchgarantiemengen vor. 


29. Abgeordneter 

Hermann 

Wimmer 

(Neuötting) 

(SPD) 


Wie verhält sich der Bund als Eigentümer von 
„Milcherzeugungsflächen" im Falle einer Kündi- 
gung von vor 1984 abgeschlossenen Altpachtver- 
trägen seitens des Bundes hinsichtlich des weite- 
ren Verbleibs der Milchquoten beim bisherigen 
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Milcherzeuger (Pächter), nachdem das Bundes- 
verwaltungsgericht die bisherige „5-Hektar- 
Klausel" bei den Altpachtverträgen für nichtig 
erklärt hat, und unter welchen Bedingungen ist 
die Bundesregierung bereit und rechtlich in der 
Lage, auf die nach neuester Rechtslage anteilig 
dem Bund als Eigentümer zustehende Milch- 
quote zugunsten weiterwirtschaftender Altpäch- 
ter zu verzichten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 25. April 1994 

Wegen des zur Zeit geringen Bedarfs an neuen Flächen für Aufgaben des 
Bundes, ist die Kündigung von landwirtschaftlichen Pachtverträgen für 
Vorratsflächen des Allgemeinen Grundvermögens durch den Bund als 
Ausnahme anzusehen. In den Fällen, in denen der Bund Altpachtverträge 
über Milcherzeugungsflächen kündigt, muß er auf der Übertragung der 
ihm aufgrund der Rechtslage zustehenden anteiligen Milchquote beste- 
hen. Ein Verzicht auf diese an die bundeseigenen Pachtflächen gebunde- 
nen Vermögenswerte ist mangels haushaltsrechtlicher Grundlage nicht 
möglich. Da der Bund grundsätzlich keine Verwendung für die ihm in die- 
sen Fällen zustehenden Milchlieferrechte hat, steht einer Veräußerung 
der Quoten - bevorzugt an den ehemaligen Pächter - nicht im Wege. 

In den neuen Bundesländern können keine Altpachtfälle auftreten. Dort 
wurden die Milchquoten ohne Bindung an die Flächen bisher nur vorläu- 
fig vergeben. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 


30. Abgeordnete 

Heide 

Mattischeck 

(SPD) 


Wieviel Entgelt erhält die Deutsche Bahn AG für 
die in den Inter city- Zügen ausgelegte 40seitige 
Werbebroschüre der Bundesregierung „Standort 
Deutschland Auftrag Zukunft" ? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Reinhard Göhner 
vom 22. April 1994 

Für die Auslage von insgesamt 56000 Broschüren „Standort Deutschland 
Auftrag Zukunft" in ICE und IC/EC-Zügen im Zeitraum vom 1. April bis 
30. April 1994 bzw. 15. April bis 15. Mai 1994 zahlte das Bundesministe- 
rium für Wirtschaft als Herausgeber an die Deutsche Bahn AG entspre- 
chend der marktüblichen Konditionen rund 227 000 DM. 


31. Abgeordneter 

Manfred 

Opel 

(SPD) 


Wie bewertet die Bundesregierung die durch den 
Konkurs des finnischen Bau- Konzerns HAKA OY 
bekanntgewordenen Fakten (falsche Rechnungs- 
legung, überhöhte Abrechnungen, Verstoß ge- 
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gen die 20% -Quote usw.) im Zuge des Baus von 
Wohnungen für rückkehrende Soldaten der 
Westgruppe der Truppen, und welche Maßnah- 
men gedenkt sie zu treffen, um finanziellen 
Schaden vom Bund abzuwenden (vgl. Bericht im 
„Handelsblatt'' vom 31. März 1994)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Heinrich L. Kolb 
vom 21. April 1994 


Bei den im Handelsblatt vom 31. März 1994 veröffentlichten Vorwürfen 
gegenüber dem in Konkurs geratenen finnischen Baukonzerns HAKA OY 
handelt es sich um Schlußfolgerungen des Autors aus einzelnen ihm offen- 
bar vorliegenden Dokumenten, insbesondere einem Bericht des internen 
Rechnungsprüfers der HAKA. 

Die Darstellungen und Bewertungen sowohl des Rechnungsprüfers als 
auch des o. g. Artikels erfolgen in weitgehender Unkenntnis der tatsäch- 
lichen vertraglichen Situation und sind geeignet, einen unzutreffenden 
Eindruck zu erwecken. 

Die Firma HAKA OY erhielt als Generalunternehmer die Aufträge für die 
schlüsselfertige Erstellung der beiden Wohnungsbaustandorte in Muhno 
und Nowosmolino zu einem Festpreis. 

Die Auszahlung des Vertragspreises erfolgt generell im Rahmen des Woh- 
nungsbauprogrammes - abgesehen von einer durch Bankbürgschaft 
ab gesicherten Anzahlung - entsprechend dem tatsächlichen Baufort- 
schritt, der vom Auftraggeber und einem unabhängigen beratenden Inge- 
nieur auf der Baustelle überprüft und schriftlich bestätigt wird. 

Gewisse Ermessensspielräume bestehen naturgemäß bei Leistungen wie 
Planung und Bauüberwachung, bei denen der Zeitpunkt der Leistungs- 
erbringung und somit der Fälligkeit einer Zwischenzahlung nicht mit voll- 
ständiger Präzision erfaßbar ist. Eine denkbare Manipulation eines Gene- 
ralauftragnehmers in diesem Bereich würde allenfalls zu einer vorzeitigen 
Mittelauszahlung führen, in keinem Falle aber zu einer Erhöhung des Ver- 
tragspreises. 

Das Risiko eines Eintritts substantieller finanzieller Schäden für die 
Bundesrepublik Deutschland ist somit bei dem praktizierten Verfahren 
weitestgehend ausgeschlossen. 

Gemäß der im Rahmen des Wohnungsbauprogrammes abgeschlossenen 
Verträge sind die Auftragnehmer verpflichtet, Firmen aus den neuen 
deutschen Bundesländern mit mindestens 20% des Auftragsvolumens 
zu beteiligen. 

Bei Auftragserteilung müssen die Generalunternehmer darlegen, in wel- 
cher Weise sie die 20% -Klausel zu erfüllen gedenken. Während der Bau- 
phase wird die Einhaltung der Klausel vom Auftraggeber gemeinsam mit 
dem unabhängigen beratenden Ingenieur überprüft. 

Erfüllt sein muß die 20% -Klausel erst bei Beendigung des Auftrages, d. h. 
es ist durchaus denkbar, daß zu Beginn der Bauphase (etwa beim Rohbau) 
zunächst keinerlei ostdeutsche Beteüigung stattfindet und die geforderte 
Quote erst mit Abschluß der Ausbauarbeiten erfüllt ist. 

Zum Zeitpunkt des Konkurses der Firma HAKA OY waren für die beiden 
Baustellen Mulino und Nowosmolino entsprechend dem Baufortschritt 
ca. 50% der Vertragssumme ausgezahlt, so daß die Erfüllung der 20 %- 
Klausel ohne weiteres noch möglich gewesen wäre. 
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Für eine Intervention der Bundesregierung bestand daher keinerlei Anlaß. 

Möglicherweise hat es auf seiten der HAKA OY Versuche gegeben, die 
20% -Klausel in vertragswidriger Weise zu umgehen. Die im Handelsblatt 
diesbezüglich geäußerten Vorwürfe beruhen allerdings zumindest zum 
Teil offensichtlich auf einem unzureichenden Informations stand des inter- 
nen Rechnungsprüfers der HAKA OY und daraus resultierenden Fehl- 
interpretationen. 

Einzelheiten werden derzeit noch geklärt. Die obigen Darstellungen 
gelten analog für den Standort Andreapol, an dessen Bau die Firma HAKA 
OY als Subunternehmer beteiligt war. Für die fristgerechte Fertigstellung 
innerhalb des vertraglich vereinbarten Kostenrahmens und die Einhal- 
tung der 20% -Quote ist die Firma Strabag als Generalunternehmer ver- 
antwortlich. 

Mittlerweile ist die - ebenfalls finnische Baufirma — „YIT- Corporation" in 
die Verträge für die Standorte Mulino und Nowosmolino eingetreten. Sie 
garantiert für die verbleibenden Teile der Aufträge, also wie dargestellt 
rund 50% des Gesamtvolumens, die 20% -Klausel für ostdeutsche Firmen. 
Der Eintritt der Firma YIT ermöglicht eine zügige Fertigstellung der bei- 
den Standorte ohne Mehrkosten für die Bundesregierung oder den Auf- 
traggeber, das Verteidigungsministerium der Russischen Föderation. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


32. Abgeordneter 

Freiherr 

Carl-Detlev 

von Hammerstein 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß es bei dem 
Bemühen von Landwirten, landwirtschaftliche 
Nutzflächen aus der Produktion durch Stillegung 
herauszunehmen, zu Schwierigkeiten kommt, 
wenn diese Flächen statt dessen aufgeforstet wer- 
den sollen? 


33. Abgeordneter 

Freiherr 

Carl-Detlev 

von Hammerstein 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, falls einem zu 
Frage 18 geschilderten Fall Richtlinien entgegen- 
stehen, diese zu ändern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolfgang Gröbl 
vom 25. April 1994 

Im Rahmen der Verordnung (EWG) Nr. 2595/93 zur GAP-Reform ist es 
möglich, auf stillgelegten Flächen nachwachsende Rohstoffe anzubauen, 
wozu auch die „Aufforstung" mit schnellwüchsigen Forstgehölzen mit 
einer Umtriebszeit von höchstens zehn Jahren zählt. Denkbare Schwierig- 
keiten bei der Wahl dieser Stillegungsvariante könnten sich dadurch erge- 
ben, daß die so aufgeforstete Fläche nach derzeitiger Rechtslage von land- 
wirtschaftlicher Fläche in fortswirtschaftliche Fläche übergeht. Inwieweit 
hierdurch Landwirten Nachteile entstehen könnten, wird derzeit geprüft. 
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Sollten sich danach unvertretbare Nachteile durch administrative Behin- 
derungen dieser Stillegungsvariante ergeben, wird die Bundesregierung 
umgehend geeignete Maßnahmen mit den Ländern erörtern. * ) 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung 


34. Abgeordnete 

Dr. Marliese 
Dobberthien 

(SPD) 


Wie hat sich die Soll-Vorschrift im Arbeitsförde- 
rungsgesetz, wonach Frauen entsprechend ihrem 
Anteil an den Arbeitslosen gefördert werden sol- 
len, quantitativ und qualitativ ausgewirkt, und 
inwieweit kann diese Soll- Vorschrift nach den 
Erfahrungen des letzten Jahres als „wirkungs- 
volle gesetzliche Grundlage" (Pressemitteilung 
der Bundesministerin für Frauen und Jugend vom 
1. Juli 1992) betrachtet werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 25. April 1994 

Die Sollvorschrift des § 2 Nr. 5 AFG und die besonderen Aktivitäten der 
Arbeitsämter, auch Frauen beim Einsatz der arbeitsmarktpolitischen 
Instrumente angemessen zu beteiligen, haben bisher zu recht befriedi- 
genden Ergebnissen geführt. Im Bereich der „Förderung von Fortbildung, 
Umschulung und Einarbeitung" entspricht der Frauenanteil in den alten 
Ländern fast dem Anteil der Frauen an der Zahl der Arbeitslosen. In den 
neuen Bundesländern steigt der Anteil der Frauen - nach einem vorüber- 
gehenden Rückgang - wieder an. 

Im Bereich der „Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen" konnte in den neuen 
Bundesländern der Frauenanteil inzwischen gesteigert werden, so daß er 
dem Anteil der Frauen an der Zahl der Arbeitslosen nahezu entspricht. 
Hinzu kommt, daß die Frauen in den Maßnahmen nach § 249h AFG im 
Jugend- und Sozialbereich besonders stark vertreten sind. In den west- 
lichen Bundesländern besteht bei den Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 
noch ein Nachholbedarf der Frauen. 

Die Arbeitsämter sind bemüht, den Frauenanteil in der Arbeitsförderung 
weiter zu steigern. 


35. Abgeordneter 

Hans-Peter 

Kemper 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß hinsicht- 
lich der Überwachung der Arbeitsbedingungen 
für viele der überwiegend aus den ehemaligen 
Ostblockstaaten stammenden Arbeitnehmer, vor 
allem auf Baustellen, ein dringender Handlungs- 
bedarf besteht, und daß zahlreiche dieser Arbeit- 
nehmer mit einer auf einen Ausbildungsplan 
abgestellten Arbeitserlaubnis des Arbeitsamtes 
beschäftigt werden, obwohl erkennbar ist, daß 
ein solches Ausbildung sverhältnis nicht besteht 
und auch nicht bestehen kann? 


* ) siehe hierzu auch Antwort auf Frage 19 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 25. April 1994 

Die Bundesregierung beobachtet in letzter Zeit zunehmende Versuche, 
den Anwerbestopp unter dem Vorwand der Aus- und Weiterbildung zu 
umgehen und Arbeitnehmer aus mittelosteuropäischen Staaten anstelle 
einer vorgeschobenen Bildungsmaßnahme lediglich zu beschäftigen. 
Dem tritt die Bundesanstalt für Arbeit durch verstärkte Prüfungen ent- 
gegen, ob die Beschäftigung tatsächlich der Aus- und Weiterbildung 
dient. Ist dies nicht der Fall, wird die Arbeitserlaubnis den gesetzlichen 
Bestimmungen entsprechend verweigert oder nach ihrer Erteilung wider- 
rufen. Gleiches gilt, wenn die Arbeitsbedingungen ungünstiger sind als 
bei vergleichbar beschäftigten Deutschen 


36. Abgeordneter 

Hans -Peter 
Kemper 

(SPD) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
diese Mißstände, die an frühkapitalistische 
Zustände erinnern, zu bekämpfen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 25. April 1994 

Derartige Praktiken können aus mehreren Gründen nicht hingenommen 
werden: 

- Der Anwerbestopp ist nur für „echte" Bildungsmaßnahmen durch- 
brochen. 

- Die gegenwärtige Arbeitsmarktlage zwingt zu einer restriktiven Ver- 
fahrensweise bei der Zulassung ausländischer Praktikanten. 

- Bildungsmaßnahmen sollen den Aus- und Weiterzubildenden, nicht 
aber den Interessen der hiesigen Arbeitgeber dienen. 

- Soweit trotz der hohen Arbeitslosigkeit in einzelnen Bereichen ein 
Fachkräftemangel besteht, müssen Maßnahmen der Aus- und Weiter- 
bildung zugunsten auf dem deutschen Arbeitsmarkt verfügbarer 
Arbeitsloser ergriffen werden. 

Anläßlich einer vorgesehenen Reform des Arbeitserlaubnisrechts sollen 
die Voraussetzungen für eine Beschäftigung zur Aus- und Weiterbildung 
dem Zweck der Regelung und den vorgenannten Grundsätzen entspre- 
chend verschärft werden. Sie wird künftig nur noch in Einzelfällen - an die 
bei Erstausbildungen besonders strenge Anforderungen gestellt werden - 
zugelassen, wenn der angestrebte Abschluß sowohl im Bundesgebiet 
anerkannt als auch im Herkunftsland praktisch nutzbar ist. Ob diese Vor- 
aussetzungen erfüllt sind, prüft die Bundesanstalt für Arbeit gegebenen- 
falls auch durch Außenprüfungen nach § 150 a des Arbeitsförderungsge- 
setzes. 


37. Abgeordnete 

Erika 

Reinhardt 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung (ggf. bis 
wann?) im Einklang mit der Forderung des Bun- 
desverfassungsgerichts vom 29. Mai 1990 und 
7. Juli 1992, die derzeitige rechtswidrige Lage zu 
ändern, daß Eltern nicht nur im Rentenrecht, son- 
dern auch im Familienlastenausgleich allgemein 
benachteiligt sind, und Eltern später auch noch 
die geringere Rente bekommen, obwohl ihre 
Erziehungsarbeit bestanderhaltende Bedeutung 
für das staatliche Altersversorgungssystem hat? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rudolf Kraus 
vom 27. April 1994 

Der Ausbau von eigenständigen Anwartschaften in der gesetzlichen 
Rentenversicherung vor allem zugunsten von Frauen, die Familienarbeit 
leisten, ist ein wichtiges Anliegen der Bundesregierung. Hierzu zählen vor 
allem die rentenrechtliche Anerkennung von Pflegezeiten sowie die 
Berücksichtigung von Kindererziehung in der Altersversorgung. 

Im Rahmen der Einführung der Pflegeversicherung wird ab 1, April 1995 
auch eine Verbesserung der sozialen Sicherung der Personen erfolgen, die 
die Pflege eines mindestens erheblich pflegebedürftigen Familienange- 
hörigen im häuslichen Bereich übernommen haben. Das Gesetz für eine 
umfassende Sicherung des Pfleg« fallrisikos sieht vor, daß Zeiten der nicht 
erwerbsmäßigen häuslichen Pflege Pflichtbeitragszeiten in der gesetz- 
lichen Rentenversicherung werden. Pflegezeiten werden sich dann so- 
wohl rentensteigernd als auch rentenbegründend auswirken. Dabei wird 
sich die Bewertung der Zeiten einer Pflegetätigkeit nach dem Grad der 
Pflegebedürftigkeit und nach dem Umfang der Pflegetätigkeit richten. Die 
Pflegeversicherung wird für diejenigen, die die Pflege eines pflegebedürf- 
tigen Angehörigen im häuslichen Bereich sicherstellen, die Beitragszah- 
lung zur gesetzlichen Rentenversicherung übernehmen. 

Für die Bundesregierung hat auch die Berücksichtigung von Kindererzie- 
hung in der Altersversorgung einen hohen Stellenwert. Dies beweist das 
bisher Erreichte. 

Der erstmaligen Einführung von Kindererziehungsjahren im Rentenrecht 
im Jahre 1986, mit der eine grundlegende sozialpolitische Verbesserung 
vor allem zugunsten der Frauen verbunden war, folgte bereits im Jahre 
1989 ein weiterer Ausbau im Rahmen des Rentenreformgesetzes 1992. 
Obwohl das Rentenreformgesetz 1992 von der allgemeinen Zielsetzung 
bestimmt war, den Ausgabenanstieg in der Rentenversicherung zu dämp- 
fen, dehnte es die Kindererziehungszeiten für Geburten ab 1992 auf drei 
Jahre aus. Zusätzlich führte es Kinderberücksichtigungszeiten bis zum 
zehnten Lebensjahr des Kindes ein. 

Zur Zeit werden in den alten Bundesländern etwa 2,8 Mio. Mütter der 
Jahrgänge ab 1921 und etwa ebenso viele Mütter der Jahrgänge vor 1921 
mit einem jährlichen Kostenaufwand von rund 5,4 Mrd. DM durch diese 
Regelungen begünstigt. Insgesamt wurden für die Berücksichtigung der 
Kindererziehung im Rentenrecht in den alten Bundesländern in den Jah- 
ren 1986 bis 1993 rund 25 Mrd. DM ausgegeben. Für die einzelne Mutter 
machen sich diese Verbesserungen durch monatliche Rentensteigerun- 
gen von durchschnittlich rund 67 DM (bei Müttern der Jahrgänge ab 1921) 
bzw. durch monatliche Kindererziehungsleistungen von durchschnittlich 
rund 82 DM (für Mütter der Jahrgänge bis 1920) bemerkbar. 

Für die neuen Bundesländer sind zwar keine Aussagen zur Gesamthöhe 
der Kosten für die Berücksichtigung der Kindererziehung in der Renten- 
höhe und zur durchschnitthchen Rentenerhöhung für die einzelne Mutter 
möglich, da die Zahlen aufgrund der gleichzeitig gewährten Besitzschutz- 
beträge nicht zuverlässig geschätzt werden können. Es kann aber immer- 
hin gesagt werden, daß hier über 1,6 Mio. Mütter begünstigt werden, und 
zwar mit einem monatlichen Betrag, der sich pro Kindererziehungsjahr ab 
1. Januar 1994 auf rund 25 DM beläuft. 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Urteil vom 7. Juli 1992 dem 
Gesetzgeber aufgegeben, die durch die Kindererziehung bedingten 
Nachteile in der Alterssicherung in weiterem Umfang als bisher schritt- 
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weise abzubauen. Dies kann aber nur unter Beachtung der wirtschaft- 
lichen und finanziellen Rahmenbedingungen geschehen. Auch das Bun- 
desverfassungsgericht führt aus, daß dem Gesetzgeber bei der Erfüllung 
des verfassungsrechtlichen Auftrags eine ausreichende Anpassungszeit 
zusteht, und räumt ihm einen weitreichenden Entscheidungsspielraum für 
einen weitergehenden Ausgleich ein. Ebenso ist dem Urteil weiter zu ent- 
nehmen, daß der Gesetzgeber Entscheidungen in diesem Bereich - wie in 
der Vergangenheit - auch künftig unter maßgeblicher Berücksichtigung 
der finanziellen Aspekte zu treffen hat. Allein eine volle Anpassung an die 
für Geburten ab 1992 geltende Regelung, also die Anerkennung von drei 
Erziehungsjahren für jedes Kind, würde aber sofort zu einem jährlichen 
Mehraufwand von rund 13 Mrd. DM führen. 

Nach Auffassung der Bundesregierung wird mit den im Pflege- Versiche- 
rungsgesetz enthaltenen weitreichenden Verbesserungen bei den Pflege- 
zeiten der in dieser Legislaturperiode gegebene Handlungsspielraum für 
eine Verbesserung der Alterssicherung der Frauen voll ausgeschöpft. 

Nach Auffassung der Bundesregierung trägt das bestehende duale 
System des Familienlastenausgleichs mit Kindergeld und steuerrecht- 
lichem Kinderfreibetrag den verfassungsrechtlichen Anforderungen in 
vollem Umfang Rechnung. Die Aufwendungen für den Grundbedarf an 
Unterhalt und Berufsausbildung von Kindern werden durch den steuer- 
lichen Kinderfreibetrag von 4 104 DM und durch das Mindestkindergeld 
von 70 DM monatlich ausreichend berücksichtigt. Dadurch wird entspre- 
chend den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts in seinen Beschlüs- 
sen vom 29. Mai und 12. Juni 1990 ein Einkommensbetrag von rund 6200 
DM je Kind für dessen Existenzminimum im Ergebnis steuerfrei gelassen. 

Im übrigen weise ich darauf hin, daß die Bundesregierung den weiteren 
Ausbau des bestehenden dualen Systems des Familienlastenausgleichs 
anstrebt. Der Kinderfreibetrag soll auf die volle Höhe des Existenzmini- 
mums eines Kindes angehoben werden. Kindergeld soll dann nur noch 
nach Bedarfsgesichtspunkten gewährt werden. Es soll um so höher sein, je 
niedriger das Einkommen der Familie und je größer die Kinderzahl ist. 


38. Abgeordneter 

Ottmar 

Schreiner 

(SPD) 


Wann gedenkt die Bundesregierung, § 555 a RVO 
der Gefahrstoff Verordnung anzupassen und den 
Versicherungsschutz auch auf Schädigungen von 
Spermien, unbefruchteten Eiern oder Keimdrü- 
sen auszu weiten, und wann ist mit einer entspre- 
chenden Vorlage zu rechnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 25, April 1994 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht vorzuschlagen, daß die Schädi- 
gung eines Kindes, die auf einer arbeitsbedingten Einwirkung auf Sper- 
mien, unbefruchtete Eier oder Keimdrüsen des Vaters bzw. der Mutter vor 
Eintritt der Schwangerschaft beruht, in den Schutz der gesetzlichen 
Unfallversicherung einbezogen wird. 

Der gesetzlichen Unfallversicherung kann nicht der Einsatz aller Schäden 
zugewiesen werden, die in irgendeinem Zusammenhang mit einer ver- 
sicherten Tätigkeit stehen, auch wenn ihre Verhütung ausdrücklich zum 
Gegenstand von Arbeitsschutzmaßnahmen gemacht wird. Anknüpfungs- 
punkt muß die unmittelbare Betroffenheit des Geschädigten durch die 
versicherte Tätigkeit sein. 
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Bei der Regelung des § 555 a RVO (Schädigung einer Leibesfrucht durch 
eine Berufskrankheit oder einen Arbeitsunfall der Mutter während der 
Schwangerschaft) wird dem Kind die versicherte Tätigkeit der Mutter als 
eigene „Tätigkeit" zugerechnet, weil es naturnotwendig als Leibesfrucht 
an der beruflichen Gefahrenlage teilgenommen hatte. 

Bei einem Kind, dessen Schädigung auf einer schon vor der Schwanger- 
schaft eingetretenen Einwirkung auf den Körper der Eltern beruht, fehlt 
eine solche Zurechnungsmöglichkeit. Daß diese Unterscheidung unter 
dem Gesichtspunkt des Gleichheitssatzes (Artikel 3 GG) aus den genann- 
ten Gründen Bestand hat, hat das Bundesverfassungsgericht in seinem 
Beschluß vom 20. Mai 1987 (BVerfGE 75, 348) bestätigt. 

Gegen eine Ausweitung des Ausnahmetatbestandes des § 555 a RVO 
sprechen auch folgende Gesichtspunkte: Ein Zusammenhang zwischen 
einem gesundheitlichen Schaden und einem Arbeitsunfall oder einer 
Berufskrankheit von Eltern oder von Voreltern ist häufig nicht mit der 
erforderlichen Sicherheit festzustellen. Ein Verzicht auf die Vorausset- 
zung des unmittelbaren Zusammenhangs mit der versicherten Tätigkeit 
würde zudem die grundsätzliche Abgrenzung der Zuständigkeiten von 
Unfallversicherung und Krankenversicherung in Frage stellen. So müßte 
bei einer Aufgabe des Merkmals der unmittelbaren Betroffenheit die 
Unfallversicherung auch für Krankheiten von Personen ein treten, die sich 
- außerhalb einer versicherten Tätigkeit - durch Ansteckung eine Infek- 
tionskrankheit zugezogen haben, die bei dem Ansteckenden als Berufs- 
krankheit anerkannt ist. 


39. Abgeordneter 

Ottmar 

Schreiner 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 22. April 1994 

Maßnahmekosten, die der Träger einer Bildungsmaßnahme als Kosten- 
erstattung für die Ausbildungsleistung erhält, werden nicht als Einkünfte 
eines Kindes berücksichtigt. Es gibt daher keine Fälle, in denen dem Trä- 
ger unmittelbar zugeflossene Maßnahmekosten dazu führen, daß Ein- 
kommensgrenzen für das Kindergeld überschritten werden. 

Auf die Antwort zu Frage 41, Drucksache 12/7296, des Abgeordneten 
Siegfried Vergin nehme ich Bezug. 


In wie vielen Fällen überschreiten die nach der 
jüngsten Änderung des Bundeskindergeldgeset- 
zes bei Teilnehmern an AFG -Maßnahmen anzu- 
rechnenden Maßnahmekosten die Einkommens- 
grenzen, und um welche Maßnahmearten han- 
delt es sich dabei? 


40. Abgeordneter 

Peter Kurt 
Würzbach 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung bundesweit 
geschaltete, kostenträchtige Anzeigen der 
Arbeitsämter in überregionalen Zeitungen und 
Magazinen, um so auf sich und bestehende Ver- 
mittlungsmöglichkeiten aufmerksam zu machen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 25. April 1994 

Die Bundesregierung hat die Bundesanstalt für Arbeit wiederholt auf- 
gefordert, ihre Vermittlungsaktivitäten zu intensivieren. Dabei ist die 
Bundesanstalt maßgeblich auf eine gute Zusammenarbeit und eine mög- 
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hebst umfassende Nennung von offenen Stellen durch die Arbeitgeber 
angewiesen. Wie Befragungen ergeben haben, gibt es vor allem bei 
Arbeitgebern, die bisher noch nicht mit den Arbeitsämtern Zusammenar- 
beiten, Vorurteile, die der Meldung offener Stellen entgegenstehen. Die 
gegenwärtig laufende Informationskampagne hat nach Auskunft der 
Bundesanstalt für Arbeit zum Ziel, die Arbeitgeber von der Leistungs- 
fähigkeit des Arbeitsamtes und der dort gemeldeten Arbeitsuchenden zu 
überzeugen, weil das die Voraussetzung dafür ist, auch diese Betriebe zu 
veranlassen, ihre offenen Stellen dem Arbeitsamt zu nennen. Den Arbeits- 
ämtern werden zur Zeit rund 30% der zu besetzenden Stellen gemeldet. 
Wenn es gelingt, den Einschaltungsgrad zu erhöhen, kann nicht nur 
Arbeitslosen früher zu einer Beschäftigung verhelfen werden, sondern es 
können auch Ausgaben für Leistungen bei Arbeitslosigkeit eingespart 
werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


41. Abgeordneter 

Norbert 

Gansei 

(SPD) 


Beabsichtigt das Bundesministerium der Vertei- 
digung die bisherigen Planungen erneut zu 
ändern und den Bestand der Bundeswehrfach- 
schule Kiel in Frage zu stellen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Michaela Geiger 
vom 26. April 1994 

Nach dem Ressortkonzept zur Neuorganisation der Territorialen Wehrver- 
waltung und des Rüstungsbereiches vom 3. Dezember 1991 soll 1995 die 
Bundeswehrfachschule Neumünster aufgelöst werden. Im Wehrbereich I 
würden danach die Schulen in Flensburg, Kiel und Hamburg erhalten 
bleiben. Nach Berechnungen der Wehrbereich sverwaltung I sollte auf- 
grund der geänderten Stationierungszahlen und der Einzugsbereiche der 
Bundeswehrfachschulen im Wehrbereich I geprüft werden, ob nicht die 
Bundeswehrfachschule Kiel aufgelöst und dafür Neumünster erhalten 
wird. Derzeit ist eine Änderung der Planung zu Lasten der Bundeswehr- 
fachschule Kiel jedoch nicht vorgesehen. Bei der 1995 anstehenden Ent- 
scheidung werden auch die aktuellen Überlegungen zum künftigen 
Personalumfang der Bundeswehr und ggf. Änderungen der Stationie- 
rungsplanung zu berücksichtigen sein. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Famiiie 
und Senioren 


42. Abgeordneter 

Claus 

Jäger 

(CDU/CSU) 


Wie viele stationäre bzw. ambulante medizini- 
sche Einrichtungen, die ausschheßlich oder über- 
wiegend mit der Tötung ungeborener Kinder 
beschäftigt sind (Abtreibungskliniken, Abtrei- 
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bungspraxen), gibt es nach den Erkenntnissen 
der Bundesregierung in Deutschland, und wie 
viele Schwangerschaftsabbrüche haben diese 
Einrichtungen insgesamt 1993 durchgeführt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Roswitha Verhülsdonk 
vom 21. April 1994 


Der Bundesregierung ist nicht bekannt, wie viele stationäre bzw. ambu- 
lante medizinische Einrichtungen in Deutschland ausschließlich oder 
überwiegend mit Schwangerschaftsabbrüchen beschäftigt sind. Die Sta- 
tistik der Schwangerschaftsabbrüche erhebt keine Angaben zu den Ein- 
richtungen, in denen Schwangerschaftsabbrüche durchgeführt werden. 
Aus diesem Grunde liegen auch insbesondere dem Statistischen Bundes- 
amt hierzu keine Angaben vor. 


43. Abgeordnete 

Renate 

Schmidt 

(Nürnberg) 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung die Einbeziehung von 
Maßnahmekosten bei Kindern, die Beruf svorbe - 
reitungsmaßnahmen und andere Maßnahmen 
nach dem Arbeitsförderungsgesetz in Anspruch 
nehmen und damit kein Kindergeld mehr erhal- 
ten, für vereinbar mit dem Gleichbehandlungs- 
gebot des Artikels 3 GG, da im Kindergeldrecht 
bei der Feststellung der Einkünfte von allen an- 
deren in der Ausbildung befindlichen Kindern die 
Kosten der Ausbildungsstelle unberücksichtigt 
bleibt und die Eltern deshalb auch weiterhin das 
Kindergeld erhalten? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Roswitha Verhülsdonk 
vom 26. April 1994 


Auch bei Berufsvorbereitungsmaßnahmen und anderen Maßnahmen 
nach dem Arbeitsförderungsgesetz bleiben bei der Feststellung der Ein- 
künft der Kinder die Kosten der Ausbildungsstelle unberücksichtigt. 
Wegen der Einzelheiten verweise ich auf die Antwort der Bundesregie- 
rung (Nummer 41) auf die Frage des Abgeordneten Siegfried Vergin, 
Drucksache 12/7296. 


44. Abgeordnete 

Renate 

Schmidt 

(Nürnberg) 

(SPD) 


Trifft es zu, daß Eltern von lernschwachen oder 
behinderten Kindern durch diese Regelung 
bestraft werden, obwohl gerade berufsvorberei- 
tende Maßnahmen mithelfen sollen, die Chan- 
cengleichheit bei der Eingliederung dieser Kin- 
der ins Erwerbsleben herzustellen, und beabsich- 
tigt die Bundesregierung diese Anrechnungs- 
methode künftig auf jegliche Ausbildung auszu- 
weiten, soweit diese aus öffentlichen Kassen 
finanziert wird, um damit für die meisten über 
16 Jahre alten Kinder kein Kindergeld mehr zah- 
len zu müssen? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Roswitha Verhülsdonk 
vom 26. April 1994 

Die Regelung gilt nicht für Kinder, die wegen körperlicher, geistiger oder 
seelischer Behinderung außerstande sind, sich selbst zu unterhalten. Für 
diese Kinder ist durch das 1. SKWPG keine Änderung eingetreten. 

Mit dem Übergangsgeld, dessen Anrechnung durch das Haushaltsstruk- 
turgesetz vom 18. Dezember 1975 eingeführt wurde, ist schon bisher eine 
Leistung nach dem Arbeitsförderungsgesetz mit der in der Frage genann- 
ten besonderen Zielsetzung angerechnet worden. Dem lag schon damals 
die Überlegung zugrunde, daß das Übergangsgeld bei entsprechender 
Höhe für die Eltern dieselbe unterhaltsentlastende Wirkung hat wie eine 
Ausbildungsvergütung oder das Unterhaltsgeld. Das gilt auch für andere 
Leistungen nach dem AFG mit gleicher Zielsetzung wie Übergangsgeld 
oder Unterhaltsgeld. Die gleichmäßige Anrechnung der Leistungen, die in 
Ausbildung befindlichen Kindern nach dem Arbeitsförderungsgesetz 
gewährt werden, entspricht auch dem Gleichbehandlungsgebot des Arti- 
kels 3 des Grundgesetzes. 


45. Abgeordnete 

Regina 

Schmidt- Zadel 

(SPD) 


Erachtet die Bundesregierung es für notwendig, 
nach dem Urteil des Bundesverwaltungsgerich- 
tes vom 29. April 1993 den Vermögenssatz von 
Behinderten im Werkstattbereich neu zu regeln? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Roswitha Verhülsdonk 
vom 27. April 1994 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß wegen der Entscheidung des 
Bundesverwaltungsgerichts vom 29. April 1993 (5 C 12.90) der Vermö- 
genseinsatz bei der Eingliederungshilfe in einer Werkstatt für Behinderte 
einer gesetzlichen Regelung bedarf, die die für die Betroffenen nachteilige 
Folgen des Urteils abmildert und eine einheitliche Vollzugspraxis herbei- 
führt. 


46. Abgeordnete 

Regina 

Schmidt-Zadel 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung in diesem Zusammen- 
hang die in dem 1992 von der Bundesministerin 
für Familie und Senioren vorgelegten Entwurf 
eines Gesetzes zur Reform des BSHG enthaltene 
Änderung des § 88 Abs. 3 BSHG weiterhin für 
geeignet, um die Heranziehung des Vermögens 
von Behinderten für die Beschäftigten in einer 
Behindertenwerkstatt zu verhindern? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Roswitha Verhülsdonk 
vom 27. April 1994 

Von der Bundesregierung wird eine Lösung angestrebt, die sowohl bei 
den Betroffenen als auch bei den Kostenträgern auf breite Zustimmung 
stößt. Eine solche zeichnet sich auf der Basis der bisherigen Empfehlungen 
des Deutschen Vereins für Öffentliche und private Fürsorge ab, wonach es 
in der Regel eine Härte i. S. des § 88 Abs. 3 BSHG bedeutet, wenn der 
Behinderte ein Vermögen unterhalb des zehnfachen des Vermögens- 
schonbetrages zur Finanzierung der Eingliederungshilfe zur Beschäfti- 
gung in einer Werkstatt für Behinderte einzusetzen hat. 
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47. Abgeordneter 

Ottmar 

Schreiner 

(SPD) 


Entspricht es der arbeitsmarkt- und sozialpoliti- 
schen Zielsetzung der Bundesregierung, wenn 
bei diesen Maßnahmearten für die Betroffenen 
der Kinderlastenausgleich entfällt, und bei wel- 
chen anderen Ausbildungsarten und -gängen 
werden vergleichbare Kostenarten mit vergleich- 
baren Folgen für den Kinderlastenausgleich 
angerechnet? *) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Roswitha Verhülsdonk 
vom 26. April 1994 

Der Kinderlastenausgleich hat keine arbeitsmarktpolitische Zielsetzung. 
Er bezweckt in dem bestehenden zweigliedrigen System die verfassungs- 
rechtlich gebotene Freistellung eines Einkommensbetrages in Höhe des 
Existenzminimums von Kindern und eine bedarfsorientierte Förderung 
von Familien. Dieser Zielsetzung entsprechend entfällt das Kindergeld 
für Kinder in AFG-Maßnahmen nur dann, wenn dem Kinde selbst für 
seinen Lebensunterhalt sowie zur Deckung von Aufwendungen im 
Zusammenhang mit seiner Ausbildung (z. B. Lernmittel, Fahrkosten) 
Leistungen in Höhe von wenigstens 610 DM monatlich zustehen. Dasselbe 
gilt für alle anderen Lohnersatzleistungen oder als Zuschüsse gewährten 
Ausbildungshilfen von Unternehmen oder aus öffentlichen Mitteln, die 
Kindern in Schul- oder Berufsausbildung zustehen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


48. Abgeordnete 

Brigitte 

Adler 

(SPD) 


Welche Maßnahmen will die Bundesregierung 
ergreifen, um den weiteren Verkauf von Dar- 
jeeling-Tee, in dem das Pestizid Tetradifon in 
Konzentrationen bis zum 24fachen der derzeit 
gesetzlich erlaubten Höchstmenge nachgewie- 
sen wurde, zu verhindern? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 28. April 1994 

Für den Wirkstoff Tetradifon ist in der Rückstands-Höchstmengenverord- 
nung für alle Lebensmittel aus Gründen des vorbeugenden Gesundheits- 
schutzes eine allgemeine Höchstmenge in Höhe des niedrigsten, in dieser 
Verordnung vorgesehenen Wertes von 0,01 Milligramm pro Kilogramm 
festgesetzt worden. Die Überprüfung der Einhaltung der in der Rück- 
stands-Höchstmengenverordnung festgesetzten Höchstmengen für Le- 
bensmittel ist Aufgabe der für die amtliche Lebensmittelüberwachung 
zuständigen Landesbehörden. 

Die in der Frage erwähnten Konzentrationen bei Tee würden nach der 
erfolgten Neubewertung des Wirkstoffes durch das Max von Pettenkofer- 
Institut des Bundesgesundheitsamtes etwa die Hälfte der Mengen an Te- 
tradifon aufweisen, die für Paprika, Tomaten und Zitrusfrüchte gesund- 
heitlich unbedenklich sind. 


* ) siehe hierzu Frage 39 


25 



Drucksache 12/7462 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Ferner ist hierbei zu berücksichtigen, daß alle in der Verordnung fest- 
gesetzten Höchstmengen für Pflanzenschutzmittelrückstände in Tee für 
Teeblätter im getrockneten Zustand gelten, die nicht in dieser Form vom 
Verbraucher verzehrt werden. Für die Beurteilung der Verbraucherbela- 
stung ist nicht der Gehalt in der Angebotsform des jeweiligen Lebensmit- 
tels, wie er in den Untersuchungen festgestellt worden ist, sondern die 
Menge maßgeblich, die der Verbraucher im Teeaufguß tatsächlich zu sich 
nimmt. Nach den vorliegenden Erkenntnissen liegt die Übergangsrate in 
Abhängigkeit von der Wasserlöslichkeit des jeweiligen Stoffes zwischen 
1 bis 30%. Vom Teeverband durchgeführte Rückstandsanalysen zeigen, 
daß im Falle des Tetradifons mit einem Übergang von maximal 2% in das 
verzehrsfertige Getränk auszugehen ist. Im übrigen wird hinsichtlich der 
wissenschaftlichen Grundlagen für die Festsetzung von Höchstmengen 
auf die Antwort zu Frage 49 Bezug genommen. Eine Gesundheitsgefähr- 
dung des Verbrauchers ist bei dieser Sachlage daher nicht anzunehmen. 


49. Abgeordnete 

Brigitte 

Adler 

(SPD) 


Warum wird derzeit im Bundesministerium für 
Gesundheit darüber nachgedacht, die Grenz- 
werte für das Pestizid Tetradifon drastisch anzu- 
heben, obwohl Tetradifon als Pflanzenschutzmit- 
tel in der Bundesrepublik Deutschland nicht 
mehr zugelassen ist, und auf welche Erkenntnisse 
stützt sich das Bundesministerium für Gesundheit 
bei seinen Überlegungen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 28. April 1994 

Tetradifon ist ein akarizider Wirkstoff, der weltweit in über 30 Ländern in 
Pflanzenschutzmitteln zugelassen ist; unter anderem in Belgien, Däne- 
mark, Frankreich, Griechenland, Vereinigtes Königreich, Italien, Israel, 
Österreich, Schweiz, Spanien, Südafrika und Ungarn. In der Bundesrepu- 
blik Deutschland ist dieser Wirkstoff in Pflanzenschutzmitteln, die zur 
Anwendung bei Lebensmitteln bestimmt sind, nicht mehr zugelassen. 

Mit der Fünften Verordnung zur Änderung der Pflanzenschutzmittel- 
Höchstmengenverordnung (jetzt: Rückstands-Höchstmengenverord- 
nung) wurden 1992 die bis dahin für den Wirkstoff Tetradifon geltenden 
Höchstmengen gestrichen, weil die im Max von Pettenkofer-Institut des 
Bundesgesundheitsamtes vorliegenden Unterlagen insbesondere zur 
Toxikologie nicht mehr dem heute üblichen Standard entsprachen. Auf- 
grund der Regelung des § 1 Abs. 3 Nr. 1 in Verbindung mit Anlage 6 der 
Verordnung gilt seitdem der allgemeine Rückstandswert von 0,01 mg/kg 
als Höchstmenge für alle Lebensmittel. 

Nachdem die Herstellerfirma umfangreiche Unterlagen zur gesundheit- 
lichen Bewertung sowie neue Angaben zur Zulassung und Unterlagen 
zum Rückstandsverhalten vorgelegt hatte, wurde vom Max von Petten- 
kofer-Institut des Bundesgesundheitsamtes eine Neubewertung des 
Wirkstoffes durchgeführt. Diese hatte zum Ergebnis, daß für drei Lebens- 
mittel, deren Rückstandssituation ausreichend anhand der vorgelegten 
Daten über die gute landwirtschaftliche Praxis beurteilt werden konnte, 
dem Bundesministerium für Gesundheit Höchstmengen vorgeschlagen 
wurden. Für die übrigen Lebensmittel, darunter auch Tee, waren die 
Angaben zur guten landwirtschaftlichen Praxis für eine Höchstmengen- 
festsetzung nicht ausreichend. 
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Die zur Zeit im Bundesrat zur Beratung vorliegende Verordnung über 
Höchstmengen an Rückständen von Pflanzenschutz- und Schädlings- 
bekämpfungsmitteln, Düngemitteln und sonstigen Mitteln in und auf 
Lebensmitteln und Tabakerzeugnissen (Rückstands-Höchstmengenver- 
ordnung ~ RHmV) trägt diesen Vorschlägen Rechnung und enthält für 
Paprika, Tomaten und Zitrusfrüchte eine Höchstmenge von 0,5 mg/kg. 
Für die übrigen Lebensmittel einschließlich Tee wurde hingegen eine 
Höchstmenge von 0,05 mg/kg eingefügt, die Schwierigkeiten mit der ana- 
lytischen Bestimmung dieses Wirkstoffes berücksichtigt und die unter den 
praktischen Bedingungen der Lebensmittelüberwachung einhaltbare 
unterste analytische Bestimmungsgrenze für diesen Wirkstoff in Lebens- 
mitteln darstellt. 

Das Max von Pettenkofer-Institut des Bundesgesundheitsamtes hat zu den 
einzelnen Höchstmengenvorschlägen eine ausführliche toxikologische 
Stellungnahme vorgelegt, die in die Begründung zu dieser Verordnung 
aufgenommen worden ist. Danach schöpft die auf der Grundlage der 
Höchstmengen errechnete theoretische maximale tägliche Aufnahme 
(Theoretical Maximal Daily Intake, TMDI) für ein vier- bis sechsjähriges 
Mädchen den täglich duldbaren Aufnahmewert (DTA) über die Gesamt- 
nahrung zu etwa 26% aus. Diese Berechnung stellt jedoch noch eine Über- 
schätzung der tatsächlichen erheblich niedrigeren Verbraucherbelastung 
dar, da sie unterstellt, daß alle Lebensmittel regelmäßig Rückstände bis 
zur vollen Höhe der jeweiligen Höchstmengen aufweisen und vom Ver- 
braucher die Rückstände in diesen Mengen verzehrt werden. Hierzu wird 
auf die Ausführungen unter Frage 48 Bezug genommen. 


50. Abgeordnete 

Dr. Marliese 
Dobberthien 

(SPD) 


Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse dar- 
über vor, ob und wie sich die Dioxinbelastung von 
Muttermilch verändert hat, und mit welchem Er- 
gebnis werden - wie angekündigt - durch das 
Bundesgesundheitsamt Rückstände in Mutter- 
milchsystematisch erfaßt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 28. April 1994 


Eine systematische Erfassung sämtlicher für Frauenmilch relevanter 
Schadstoffe befindet sich z, Z. in der Aufbauphase. Hierfür ist die Mitarbeit 
der Länder Voraussetzung, wobei es noch gemeinsamer Beratungen be- 
darf. 

Inzwischen werden jedoch bereits die zugänglichen Daten aus Veröffent- 
lichungen, Berichten und Forschungsvorhaben zusammengestellt, mit 
deren Hilfe folgende Aussagen gemacht werden können: 

Im Bundesgesundheitsamt liegen Daten über polychlorierte Dibenzo- 
dioxine und -furane (PCDD und PCDF bzw. Dioxine) in über 1 400 Proben 
Frauenmilch aus den für die Dioxinanalytik wichtigsten Laboratorien in 
der Bundesrepublik Deutschland vor. Eine Auswertung dieser Daten 
bezüglich des zeitlichen Verlaufs ergibt, daß von 1989 bis 1993 eine 
Abnahme der Dioxin-Konzentrationen um 30 bis 50% stattgefunden hat. 
Die Gehalte an Dioxinen in Frauenmilchfett lagen 1985 bis 1989 mehr 
oder weniger konstant bei etwas über 30 ppt I-TEq (internationale Dioxin- 
äquivalente) und sind bis zum Jahr 1993 auf einen Bereich von 17 bis 
21 ppt I-TEq gesunken. 
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Die Abnahme der polychlorierten Dibenzodioxine und -furane erstreckt 
sich über sämtliche zu diesen Stoffen gehörenden Einzelkomponenten 
(Kongenere). 

Auch bei Blutproben, mit denen ebenfalls Dioxinbelastung festgestellt 
werden kann, ist eine Abnahme der Dioxingehalte zu erkennen. 

Damit ist eine Verringerung der Dioxinbelastung des Menschen in der 
Bundesrepublik Deutschland als gesichert anzusehen. 


51. Abgeordneter 

Georg 

Gallus 

(F.D.P.) 


Kann die Bundesregierung Auskunft über For- 
schungsergebnisse des Bundesgesundheitsamtes 
mitteilen, inwieweit Holz bei der Leben smittel- 
bearbeitung hygienischer ist als Kunststoff, ins- 
besondere was das Verhältnis zu Salmonellen 
betrifft, wie aus US-Studien hervorgeht? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 21. April 1994 

Die Bundesregierung bestätigt, daß das Bundesgesundheitsamt zu der 
Frage, ob Holz bei der Lebensmittelbearbeitung günstigere hygienische 
Eigenschaften aufweist als Kunststoff, eigene Untersuchungen eingeleitet 
hat, um die vorgelegten amerikanischen Ergebnisse unter Praxisbedin- 
gungen zu überprüfen. Diese Ergebnisse sollen bis zur Jahresmitte abge- 
schlossen sein. 

Auch die im Bundesgesundheitsamt auf der Grundlage dieser Unter- 
suchungen hierzu bisher verfügbaren Ergebnisse lassen, als Zwischen- 
bericht, nicht erkennen, daß im Lebensmittelbereich Holz günstigere 
hygienische Eigenschaften aufweist als Kunststoff, Der beobachtete keim- 
hemmende Effekt des Holzes scheint danach vor allem darauf zu beruhen, 
daß es durch das Auf sau gen der Flüssigkeit zum Eindringen der Bakterien 
in das Holz kommt, wo diese festgehalten werden. Darüber hinaus wird 
durch das Aufsaugen der Flüssigkeit den umgebenden Bakterien das zur 
Vermehrung benötigte Wasser entzogen. Dieser Effekt, der für Salmonel- 
len wie auch für andere im Lebensmittelbereich relevante Bakterien glei- 
chermaßen zu beobachten sei, werde unter Praxisbedingungen sofort 
aufgehoben, wenn die Holzoberfläche ihre aufsaugende Eigenschaft ver- 
liert, z. B. durch Überzug mit einem Fettfilm und nach dem Durchfeuchten 
der Holzoberfläche. Bei kontinuierlichem Gebrauch unter Praxisbedin- 
gungen ist bei Holz eine Sättigung mit Feuchtigkeit zu erwarten, die ein 
Bakterienwachstum ermöglicht. 


52. Abgeordneter 

Michael 

Jung 

(Limburg) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob durch ver- 
seuchtes Trinkwasser seuchenhaft auftretende 
Erkrankungen gemäß § 3 des Bundes- Seuchen- 
gesetzes in den fünf neuen Ländern seit Inkraft- 
treten der Bestimmungen des Einigungsvertra- 
ges aufgetreten sind? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 28. April 1994 

Durch Trinkwasser ausgelöste Erkrankungen, wie sie in § 3 des Bundes- 
Seuchengestzes auf geführt sind, sind nach Inkrafttreten des Vereini- 
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gungsvertrages im Beitrittsgebiet nicht bekanntgeworden. Auch in der 
Bundesstatistik nach § 5a des Bundes-Seuchengesetzes finden sich keine 
derartigen Hinweise, jedoch besteht über die Ursache der Infektionen 
keine Mitteilungspflicht. 


53. Abgeordneter 

Michael 

Jung 

(Limburg) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, ab wann (bis zu 
welchem Zeitpunkt) es gelungen ist, die im Gel- 
tungsbereich der Trinkwasserversorgung not- 
wendige Trinkwasserdesinfektion in den fünf 
neuen Ländern sicherzustellen, so daß die Ergeb- 
nisse der Trinkwasser-Untersuchung auf E.coli 
und Coliforme den Bestimmungen der Trinkwas- 
serverordnung entsprechen, und inwieweit es 
gelungen ist, die Trinkwasserversorgung in den 
fünf neuen Ländern so weit zu verbessern, daß 
von den zeitlich befristeten Ausnahmegenehmi- 
gungen für die Grenzweite der Trinkwasserver- 
sorgung für Arsen, Blei, Cadmium, Nitrat, Queck- 
silber, PSM und PCB, Färbung, Trübung, Ge- 
ruchsschwellenwert, Eisen und Mangan kein 
Gebrauch mehr gemacht werden muß? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 28. April 1994 


Durch den Ausbau der Wassergewinnungs- und Aufbereitungsanlagen 
sowie der Desinfektionsanlagen ist bezüglich der bakteriologischen Para- 
meter der Trinkwasserverordnung eine maßgebliche Verbesserung der 
Verhältnisse erreicht worden. Nach dem Berichtsstand des Plenums der 
Fachkommission Soforthilfe Trinkwasser (FKST) vom 15. Februar 1994 
lagen noch für ca. 900000 Einwohnerin 268 kleineren Gemeinden bakte- 
riologische Beanstandungen vor. Diese schließen allerdings die Erhöhung 
der Koloniezahl ein, bei der weder Fäkalindikatoren (E.coli) noch Krank- 
heitserreger nachweisbar waren. Eine Erhöhung der Koloniezahl spiegelt 
technische Unzulänglichkeiten wie ein ungepflegtes Rohrnetz, mangel- 
hafte Filtertechnik etc. wieder. 

Bei einem großen Teil der betroffenen Anlagen sind bereits unmittelbar 
nach Bekanntwerden der Befunde Abhilfemaßnahmen durch die zustän- 
digen Gesundheitsbehörden eingeleitet worden. 

Dies gilt in ähnlicher Weise für die chemischen Parameter, bei denen der- 
zeit noch Grenzwertüberschreitungen feststellbar sind. 

Im Einzelfall, unter Berücksichtigung der örtlichen Umstände und nach 
einer Risiko ab wägung durch das Gesundheitsamt, wird in Gebieten mit 
Grenzwertüberschreitungen einer Fortsetzung des Betriebes der Wasser- 
versorgungsanlagen mit Bezug auf § 4 der TrinkwV durch die zuständige 
Behörde zugestimmt. Dies geschieht unter der Voraussetzung, daß die 
Grenzüberschreitungen nicht gesundheitsgefährdend sind, ein verbind- 
licher Sanierungsplan bzw. „Maßnahmen zur Abhilfe" gemäß § 15 Abs. 2 
TrinkwV vorliegen und die Bevölkerung ausreichend informiert wird ins- 
besondere zur anderweitigen Versorgung mit einwandfreiem Wasser. Sol- 
che „Maßnahmen zur Abhilfe" können beispielsweise im Falle des Para- 
meters Nitrat Kooperationsverträge der Wasserversorgungsunternehmen 
mit der Landwirtschaft im Einzugsgebiet, im Falle der Parameter Sulfat 
der Anschluß an einer Fernwasserversorgung und im Falle der Parameter 
Eisen und Trübung die Sanierung der Rohrnetze sein. 
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Der Bericht der FKST vom 15. Februar 1994 gibt eine Zusammenstellung 
notwendiger Sanierungsmaßnahmen wegen Grenzwertüberschreitungen 
(s. tabellarische Darstellung). 


Art der Beanstandungen 

Wert- 
umfang * ) 
(Millionen 
DM) 

betroffene 

Gemeinden*) 

betroffene 

Einwohner*) 


in Tausend 

Arsen 

28,21 

24 

42,6 

bakteriolog. 

Beanstandungen 

298,96 

268 

906,5 

Eisen und Mangan 

2 147,64 

1 545 

5 173,2 

org. Chlorverbindungen 
(Lösemittel) 

523,79 

42 

1 042,4 

Nitrat 

792,34 

493 

1 302,4 

PBSM (Pflanzenbehand- 
lungs- und Schädlings- 
bekämpfungsmittel) 

283,56 

41 

754,9 

ph-Wert 

987,43 

562 

1 883,2 

ph der Calcitsätting 

770,60 

566 

1 856,2 

T rihalogenmethane 

644,83 

139 

1 871,3 

Sulfat 

583,90 

292 

1 231,0 


* ) Die Zahlen dürfen nicht addiert werden, da Überschneidungen durch Mehrfach- 
beanstandungen vorliegen. 


Diese Zahlen basieren auf der flächendeckenden Analyse aller Wasser- 
versorgungsanlagen in den Jahren 1990 bis 1992 und sind daher durch 
Sanierungsmaßnahmen.der letzten Jahre bereits zum Teil überholt. 

Wie aus der Tabelle hervorgeht, betreffen die Beanstandungen haupt- 
sächlich die Parameter Eisen und Mangan. Die Durchführung der Sanie- 
rungsmaßnahmen wird vermutlich zehn Jahre dauern. Fördermittel ste- 
hen auch im Rahmen des Investitionsförderungsgesetzes „Aufbau Ost" 
zur Verfügung, sofern die Maßnahmen nicht über den Wasserpreis finan- 
zierbar sind. 


54. Abgeordneter 

Dr. Norbert 
Rieder 

(CDU/CSU) 


Da im § 92 a, Abs. 6 SGB V der politische Wille 
festgelegt ist, daß Arzneimittel der besonderen 
Therapieeinrichtungen wie Phytopharmaka bei 
der Erstellung der sog. Positivliste gleichrangig 
mit Synthetika berücksichtigt werden, frage ich 
die Bundesregierung, wie das Bundesministe- 
rium für Gesundheit konkret sicherstellt, daß das 
Institut „Arzneimittel in der Krankenversiche- 
rung" trotz der „geheimen", einer demokrati- 
schen Kontrolle imd fachöffentlichen Diskussion 
entzogenen Entscheidungsfindung, dem partei- 
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Übergreifend erklärten politischen Willen folgt, 
den GKV-Versicherten auch in Zukunft die Arz- 
neimittel der besonderen Therapierichtungen, 
wie z. B. pflanzliche Arzneimittel, in der hausärzt- 
lichen Regelversorgung zu erhalten? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 28. April 1994 

Arzneimittel der besonderen Therapierichtungen werden, wie in § 92 a 
Abs. 6 SGB V festgelegt, berücksichtigt bei der Arbeit des Institutes „Arz- 
neimittel in der Krankenversicherung". Hierfür sorgt zunächst der präzise 
Gesetzestext selbst, der die Entscheidungen der Sachverständigen des 
Institutes an die Ergebnisse der Zulassung, Aufbereitung und Nachzu- 
lassung für diese Arzneimittel bindet. Des weiteren ist das Verfahren des 
Institutes in der „Verordnung über die Tätigkeit des Institutes Arzneimit- 
tel in der Krankenversicherung" vom 7. April 1993 geregelt, die mit Zu- 
stimmung des Bundesrates durch den Bundesminister für Gesundheit er- 
lassen wurde. 

Die 0 . g. Verordnung bestimmt u. a. 

- daß die Sitzungen nicht öffentlich sind {§ 3 Abs. 1) 

- daß der Gang der Beratungen und die Beratungsunterlagen vertraulich 
sind {§ 3 Abs. 5 und 7) 

- daß für die nach § 92 a Abs. 7 erforderliche Anhörung der Vorschlags- 
liste auch Sachverständige der besonderen Therapieeinrichtungen hin- 
zugezogen werden. 

Dies alles dient einem geordneten Verfahren und stellt insbesondere 
sicher, daß die Sachverständigen des Institutes und ihre Stellvertreter 
nicht während der intensiven Beratungen in diesem Jahr von interessier- 
ter Seite beeinflußt oder sogar unter Druck gesetzt werden. Das Ergebnis 
der Entscheidungsfindung des Institutes wird im Rahmen der Anhörung 
der {fach)-öffentlichen Diskussion unterworfen sein. 

Im übrigen verweise ich auf die Vorschrift des § 34 a SGB V, wonach der 
Bundesminister für Gesundheit die Vorschlagsliste prüft und dann mit 
Zustimmung des Bundesrates veröffentlicht. 


55. Abgeordneter 

Hans-Günther 

Toetemeyer 

(SPD) 


Treffen Informationen zu, daß inzwischen ein 
wirksames Medikament „Betaseron" gegen Mul- 
tiple Sklerose entwickelt, aber auf dem deutschen 
Markt noch nicht erhältlich ist? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 21. April 1994 

Betaseron, Interferon beta-lb ist ein Arzneimittel für die Behandlung von 
Patienten mit schubförmig verlaufender Multipler Sklerose, die noch 
selbst gehen können. Es wird durch ein gentechnisches Verfahren herge- 
stellt und ist im Juli 1993 in den USA als Arzneimittel zur Behandlung der 
Multiplen Sklerose (MS) zugelassen worden. Das Arzneimittel kann MS 
nicht ursächlich heilen. Nach Mitteilung der Firma Schering besteht in den 
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USA ein erheblicher Produktionsengpaß, Voraussichtlich 1995 wird die 
Firma Chiron, USA, die die Herstellung des gentechnischen Produktes 
übernommen hat, genügend Substanz zur Verfügung stellen können. Das 
Arzneimittel wird für einige Zeit außerhalb der USA noch nicht zur Ver- 
fügung stehen. Ein Export des Produktes aus den USA ist daher auch in 
Einzelfällen zur Zeit unmöglich. 

Nach Angaben der Firma Schering unternimmt sie alle Anstrengungen, so 
schnell wie möglich eine Produktion in Europa aufzubauen. Die Firma 
Schering wird nach ihren Angaben die Zulassung beantragen, sobald 
deren besondere Anforderungen erfüllt werden können. Es besteht die 
Hoffnung, daß die Substanz 1995 in Europa verfügbar ist, sofern die Zulas- 
sung bis dahin vorliegt. 

Grundsätzlich kann davon ausgegangen werden, daß ein Zulassungsan- 
trag für ein innovatives Arzneimittel mit einer Indikation, für die die bisher 
verfügbaren Behandlungsmöglichkeiten begrenzt sind, mit Priorität bear- 
beitet wird. Als Hochtechnologieprodukt dürfte die Zulassung von Betase- 
ron in Europa und Deutschland einem Konzertierungsverfahren nach dem 
Europäischen Gemeinschaftsrecht unterliegen. 


56. Abgeordneter 

Hans- Günther 
Toetemeyer 

(SPD) 


Welches sind die Gründe, warum dieses Medika- 
ment - auch von deutschen Staatsbürgern - in der 
Republik Italien, also einem Mitgliedstaat der EU, 
erworben werden kann, nicht jedoch in der Bun- 
desrepublik Deutschland? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 21. April 1994 

Auf Grund der noch beschränkten Produktionskapazität dieses gentech- 
nisch hergestellten Arzneimittels wird Betaseron derzeit auch in den USA 
noch über ein besonderes Verteilungsverfahren abgegeben, ist also selbst 
dort nicht ohne weiteres auf Rezept in den Apotheken erhältlich. Folge- 
richtig kann Betaseron auch außerhalb der USA nicht erworben werden. 

Es ist zu vermuten, daß es sich bei dem in Italien erhältlichen Präparat 
nicht um Interferon beta-lb, den Wirkstoff von Betaseron, handelt, son- 
dern um ein anderes, jedoch nicht für die Behandlung der Multiplen Skle- 
rose, sondern für eine andere Indikation zugelassenes beta-Interferon. 


57. Abgeordnete 

Uta 

Würfel 

(F.D.P.) 


Hält es die Bundesregierung für gerechtfertigt, 
daß bei der Ausgestaltung der VO 2377/90 an 
Veterinär-Homöopathika die gleichen Anforde- 
rungen gestellt werden wie an chemisch- synthe- 
tische Arzneimittel? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 21. April 1994 

Verschiedene homöopathische Arzneimittel enthalten toxische Stoffe, die 
möglicherweise bei der Behandlung von lebensmittelliefernden Tieren 
eine Rückstandsgefährdung für den Verbraucher darstellen können. Ein 
wesentliches Kriterium zur Beurteilung des Rückstandsrisikos ist die 
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Potenz des verabreichten homöopathischen Arzneimittels. Durch die 
Rückstandshöchstmengenverordnung 2377/90 sollen in einem gemein- 
schaftlichen Verfahren die für den Verbraucher tolerierbaren Höchstmen- 
gen von Rückständen in Lebensmitteln tierischer Herkunft festgelegt wer- 
den. Können für eine bestimmte Substanz keine Höchtsmengen festgelegt 
werden, weil jeder Rückstand ein potentielles Risiko für den Verbraucher 
darstellt, wird die Anwendung eines solchen Stoffes bei Lebensmittel lie- 
fernden Tieren verboten. Stoffe, für die es im Interesse der öffentlichen 
Gesundheit nicht notwendig ist, eine Höchstmenge festzusetzen, werden 
in Anhang II der Verordnung aufgenommen. Viele Veterinärhomöopa- 
thika werden durch Injektionen verabreicht. Diese Injektionen können im 
Rahmen der Fleischuntersuchung nur schwer erkannt werden. Daher muß 
davon ausgegangen werden, daß die Injektionsstelle und das damit ver- 
abreichte Medikament in die Nahrungskette gelangen kann. Insofern ist 
es nur logisch und konsequent, die für die Lebensmittel liefernden Tiere 
vorgesehenen homöopathischen Arzneimittel einer gleichen Rück- 
standsprüfung zu unterziehen, wie dieses bei allopathischen Arzneimit- 
teln der Fall ist. Gleichwohl ist man sich auf wissenschaftlicher Seite dar- 
über im klaren, daß eine Vielzahl der in der Homöopathie verwandten 
Substanzen für die Aufnahme in den Anhang II der Rückstandshöchst- 
mengenverordnung 2377/90/EWG geeignet sind. Aus diesem Grunde hat 
der Tierarzneimittelausschuß (CVMP) die veterinärhomöopathische Indu- 
strie bzw. ihre Interessenverbände aufgefordert, eine Liste der am häufig- 
sten verwendeten Substanzen, ihrer Konzentrationen, Dosierungen sowie 
verfügbare Toxizitätsdaten, vorzulegen. Nach Vorlage dieser Liste wird 
der Tierarzneimittelausschuß diejenigen Substanzen für die Aufnahme in 
den Anhang II der Rückstandshöchstmengenverordnung vorschlagen, für 
die dieses auf Grundlage der vorgelegten Daten möglich ist. Lediglich die 
tatsächlich toxischen Substanzen sollen einer weiteren Detailprüfung 
unterzogen werden. 


58. Abgeordnete 

Uta 

Würfel 

(F.D.P.) 


Hält es die Bundesregierung für machbar, analy- 
tische Verfahren im Labormaßstab oder für Rou- 
tineuntersuchungen zu entwickeln, um Rück- 
stände von Homöopathika in Lebensmitteln 
nachzuweisen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 21. April 1994 


Es gibt derzeit eine Anzahl von chemischen Untersuchungsmethoden zur 
Feststellung von möglichen Rückständen auch homöopathischer Arznei- 
mittel in Lebensmitteln tierischer Herkunft. 

Bei Stoffen, die nicht in Anhang II aufgenommen werden und die poten- 
tiell toxisch als Rückstände in Lebensmitteln wirksam sein könnten, liegen 
in der Mehrzahl keine Routineuntersuchungsmethoden vor, wodurch sich 
die Notwendigkeit ergibt, entsprechende Methoden zu entwickeln. 


59. Abgeordnete 

Uta 

Würfel 

(F.D.P.) 


Welchen Zeitraum veranschlagt die Bundes- 
regierung, um die wichtigsten 120 homöopathi- 
schen Ausgangssubstanzen auf ihr Rückstands- 
risiko in Lebensmitteln zu untersuchen? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 21. April 1994 

Die Rückstandshöchstmengenverordnung 2377/90 sieht vor, daß für alle 
bisher im Verkehr befindlichen Arzneimittel bis zum 1. Januar 1997 Rück- 
standshöchstmengen festgelegt sein müssen. Darüber hinaus wird es in 
erster Linie an den Interessenverbänden und der Industrie liegen, die ent- 
sprechenden Antragsunterlagen möglichst zügig beim Tierarzneimittel- 
ausschuß der EG vorzulegen. 


60. Abgeordnete 

Uta 

Würfel 

(F.D.P.) 


Hält es die Bundesregierung aufgrund des heuti- 
gen Kenntnisstandes für vertretbar, umfangrei- 
che Tierversuche zur Abklärung eines hypotheti- 
schen Rückstandsrisikos von Homöopathika 
durchführen zu lassen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 21. April 1994 

Wie unter Frage 58 ausgeführt, werden voraussichtlich eine Vielzahl der 
als unproblematisch einzustufenden Substanzen nach summarischer Prü- 
fung in den Anhang II der Verordnung auf genommen. Für Substanzen, 
denen ein potentielles Rückstandsrisiko unterstellt werden muß, wird die 
Durchführung von Tierversuchen zur Festlegung möglicher Rückstands- 
höchstmengen nicht zu umgehen sein, sofern geeignete Ersatzmethoden 
nicht zur Verfügung stehen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr 


61. Abgeordneter 

Robert 

Antretter 

(SPD) 


Kann davon ausgegangen werden, daß die B 14 
zwischen Winnenden und Backnang Süd - ob- 
gleich sie nicht im Fünf jahresplan enthalten ist - 
dennoch innerhalb des Zeitraums bis zum Jahr 
2000 realisiert wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 26. April 1994 

Die Maßnahmenauswahl für Neubeginne im derzeit gültigen Fünfjah- 
resplan für den Ausbau der Bundesfernstraßen entspricht dem seinerzeiti- 
gen Planungsstand. Nach den Vorbemerkungen sind Änderungen ent- 
sprechend dem Planungsfortschritt ausdrücklich möglich. Es ist derzeit 
nicht absehbar, wann das Baurecht für die B 14 zwischen Winnenden und 
Backnang erlangt werden kann, so daß eine Aussage über die Realisie- 
rung nicht möglich ist. Das Land Baden-Württemberg als Auftrags Verwal- 
tung arbeitet intensiv am Planungsfortschritt. 
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62. Abgeordneter 

Robert 

Antretter 

(SPD) 


Von welchen Gesamtkosten geht die Bundes- 
regierung aus für die Realisierung der B 14 zwi- 
schen Winnenden und Backnang Süd und hält 
die Bundesregierung bei Vorliegen eines rechts- 
kräftigen Planfeststellungsbeschlusses - etwa im 
Jahr 1995 - die Finanzierung in der vom 
Verkehrsausschuß des Deutschen Bundestages 
bei der Fortschreibung des Bedarfsplans für die 
Bundesfernstraßen beschlossenen Dimension für 
gesichert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 26. April 1994 

Bei der Aufstellung des Bedarfsplans für die Bundesfernstraßen wurde die 
B 14 Winnenden — Backnang mit geschätzten Gesamtkosten von 290 Mio. 
DM in den Vordringlichen Bedarf eingesetzt. 

Der Bundesminister für Verkehr hält die Finanzierung im Rahmen des 
Realisierungszeitraums des Vordringlichen Bedarfs für gesichert. Zu den 
Finanzierungsmöglichkeiten bei Abschluß der Bau Vorbereitung wird auf 
die Antwort zur vorhergehenden Frage verwiesen. 


63. Abgeordneter 

Peter 

Conradi 

(SPD) 


Wie erläutert die Bundesregierung die Tatsache, 
daß sie bei der Untersuchung der Trans-Rapid- 
Strecke von Hamburg nach Berlin den durch 
diese Strecke induzierten Verkehr beziffert, bei 
neuen Straßenbauverfahren den durch diese in- 
duzierten Verkehr jedoch nicht berücksichtigt? 


64. Abgeordneter 

Peter 

Conradi 

(SPD) 


Wird das Bundesministerium für Verkehr bei 
zukünftigen Straßenneu- und Ausbauplanungen 
das konstante Reisezeitbudget und den daraus 
resultierenden induzierten Verkehr in seinen 
Berechnungen berücksichtigen, und wenn ja, 
werden auch bereits im Bundesverkehrswege- 
plan aufgenommene Maßnahmen unter Berück- 
sichtigung dieser beiden Sachverhalte erneut 
geprüft, beziehungsweise wenn nein, wie 
begründet das Bundesministerium für Verkehr 
seine Weigerung, entgegen dem Stand der Ver- 
kehrswissenschaft den durch neue oder verbrei- 
terte Straßen induzierten Verkehr nicht zu 
berücksichtigen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 26. April 1994 

Anliegen der Arbeiten für den Bundesverkehrswegeplan ist es, in gleicher 
Weise wie bei den Untersuchungen für die Magnetschnellbahn Trans- 
rapid die für das jeweilige Verkehrssystem zu erwartenden Verkehre voll- 
ständig zu erfassen. Dies schließt auch die induzierten Verkehre mit ein. 
Somit sind auch für den Verkehrsträger Straße die induzierten Verkehre 
berücksichtigt worden, allerdings werden sie in der Verkehrsprognose, 
anders als beim Transrapid, nicht explizit ausgewiesen. 
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65. Abgeordneter 

Klaus 

Francke 

(Hamburg) 

(CDU/CSU) 


Was hat die Bundesregierung unternommen, um 
entsprechend der Forderung der Verkehrsmini- 
ster der Länder die Voraussetzungen für die bun- 
desweite obligatorische Einführung des Europa- 
Kennzeichens für Kraftfahrzeuge zu schaffen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 26. April 1994 


Die Bundesregierung bereitet eine Verordnung zur Änderung der Stra- 
ßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung vor, um die notwendigen Rechts- 
grundlagen für eine Einführung des Euro-Kennzeichens für Sommer oder 
Herbst dieses Jahres zu schaffen. Außerdem ist inzwischen eine entspre- 
chende Änderung der DIN 74069 über Kennzeichen eingeleitet worden. 


66. Abgeordneter 

Klaus 

Francke 

(Hamburg) 

(CDU/CSU) 


Befürwortet die Bundesregierung die Einführung 
des Europa-Kennzeichens auf obligatorischer 
oder lediglich auf fakultativer Basis? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 26. April 1994 


Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß das Euro-Kennzeichen zu- 
nächst für eine Übergangszeit fakultativ eingeführt werden sollte, weil 
nach den bisherigen Erfahrungen in Berlin und Brandenburg (dort ist die 
Einführung vorab durch Ländererlasse erfolgt) die Euro-Kennzeichen 
teurer als die bisherigen sind. Es soll deshalb dem Fahrzeughalter die Ent- 
scheidung überlassen bleiben, ob er auch die Mehrkosten für das Euro- 
Kennzeichen tragen will. Im übrigen haben sich die Verkehrsminister der 
Länder keineswegs für die obligatorische Einführung ausgesprochen, 
sondern dies offengelassen. 


67. Abgeordneter 

Klaus 

Francke 

(Hamburg) 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung bei einer 
ledighch fakultativen Einführung vor dem Hin- 
tergrund einer möglichst einheitlichen europä- 
ischen Regelung den Sicherheitsaspekt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 26. April 1994 


Die Sicherheitsaspekte sind ausführlich in einem Bericht des Bundesmini- 
steriums für Verkehr über die Möglichkeit der Einführung fälschungs- 
sicherer amtlicher Kfz-Kennzeichen zur Bekämpfung von Kfz-Diebstäh- 
len angesprochen, der in Kürze dem Deutschen Bundestag zugeleitet 
wird. Dort ist insbesondere dargelegt, daß unter den Bedingungen des 
heutigen Kennzeichensystems - mit oder ohne Euro-Schild - das Kennzei- 
chen technisch zwar fälschungssicher ausgestaltet werden könnte, daß 
aber das eigentliche Problem einer diebstahlsicheren Anbringung des 
Kennzeichens am Fahrzeug ungelöst ist. 
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68. Abgeordneter 

Günter 

Oesinghaus 

(SPD) 


Ist es die Auffassung der Bundesregierung, daß 
„in dem Umfang, in dem durch sparsamere Moto- 
ren die Belastung für den einzelnen Autofahrer 
sinkt, in den nächsten Jahrzehnten langsam die 
Mineralölsteuerbelastung steigt" (vgl. Bundes- 
minister für Verkehr, Matthias Wissmann, am 
7. April 1994 in der ARD, „Pro und Contra")? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 26. April 1994 

Ziel der Bundesregierung ist es, auf die Automobilindustrie einzuwirken, 
noch sparsamere und damit auch emissionsärmere Fahrzeuge zu entwik- 
keln und auf den Markt zu bringen. Die Automobilindustrie ist nunmehr 
gefordert, ihre Zusagen hinsichtlich deutlicher Kraftstoff einsparungen bei 
Neuwagen umzusetzen. Die Bundesregierung unterstützt seit Jahren die 
Bemühungen der Automobilindustrie um die Entwicklung von verbesser- 
ten bzw. neuen Antriebssystemen. Allein für den Bereich Elektrofahr- 
zeuge sind bisher ca. 170 Mio. DM bereitgestellt worden. 

Für die Bundesregierung stellt sich deshalb zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
auch nicht die Frage, ob und ggf. auf welche Weise die in den kommenden 
Jahren hierdurch möglicherweise zu erwartenden Entlastungen der Auto- 
fahrer bei der Mineralölsteuerbelastung mit Blick auf andere politische 
Zielsetzungen genutzt werden könnten. 


69. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Otto 

(Frankfurt) 

(F.D.P.) 


Nachdem der Bundesminister für Verkehr, Mat- 
thias Wissmann, Pläne, den bisherigen Kopf- 
bahnhof in Stuttgart zu einem unterirdischen 
Durchgangsbahnhof umzubauen, als „einzigarti- 
ges Konjunkturprogramm” und als „Modell für 
ganz Deutschland" gepriesen hat, frage ich, wes- 
halb ein ähnliches Projekt bezüglich des Haupt- 
bahnhofs Frankfurt’ am Main jüngst gescheitert 
ist? 


70. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Otto 

(Frankfurt) 

(F.D.P.) 


Wie hoch belaufen sich die zu erwartenden Erlöse 
durch Verkauf freiwerdenden Bahngeländes und 
die Baukosten jeweils in Stuttgart und in Frank- 
furt am Main? 


71. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Otto 

(Frankfurt) 

(F.D.P.) 


Welche Kosten/Nutzen-Verhältnisse weisen die 
Projekte in Stuttgart und in Frankfurt am Main 
auf? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 27. April 1994 

Am 18. April 1994 hat die Deutsche Bahn AG Überlegungen für eine Neu- 
konzeption der Eisenbahnanlagen in Stuttgart vorgestellt, die die Einrich- 
tung eines unterirdischen Durchgangsbahnhofs und die städtebauliche 
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Nutzung des freiwerdenden Bahngeländes umfaßt. Die Finanzierung soll 
über die Veräußerung der Grundstücke bzw. über sonstiges privatwirt- 
schaftliches Engagement sichergestellt werden. Zur Konkretisierung der 
Planungen und zur Entwicklung der Finanzierung wurde eine Projekt- 
gruppe eingesetzt, die bis Ende des Jahres im Rahmen einer Machbar- 
keitsstudie ihre Arbeiten abschließen soll. 

Angesichts des Planungs Standes können derzeit noch keine Aussagen zu 
Erlösen und zu Kosten gemacht werden. 

Der Bundesregierung sind zwei Konzeptionen für die Umgestaltung des 
Frankfurter Hauptbahnhofs bekannt: 

1. Eine hauptsächlich städtebaulich inspirierte Lösung von Herrn Bohm 
(„Querdenken"), welche die Umgestaltung der Frankfurter Bahnanla- 
gen und ihre unterirdische Neuanlage in Nord-Süd- statt in West-Ost- 
Ausrichtung vorsah. Diese Lösung ist von der damaligen Deutschen 
Bundesbahn und der Stadt Frankfurt geprüft worden. Einvernehmen 
bestand darin, daß diese Lösung im Hinblick auf die Kosten nicht zu 
realisieren wäre und deshalb nicht weiterverfolgt wird. 

> 2. Zur Aufnahme in den Bundesverkehrswegeplan 1992 wurde eine Kon- 
zeption geprüft, die die Unterfahrung des Hauptbahnhofs Frankfurt 
durch den Fernverkehr mit Investitionen von rund 2 Mrd. DM vorsah. 
Die hierbei freiwerdenden Kapazitäten sollten für den Regionalverkehr 
genutzt werden. Diese Lösung konnte wegen der unzureichenden ein- 
zel- und gesamtwirtschaftlichen Rentabilität’ nicht in den Vordring- 
lichen Bedarf des Bundesverkehrswegeplans 1992 aufgenommen wer- 
den. Die Deutsche Bahn AG und die Stadt Frankfurt verfolgen diese 
Vorstellung jedoch langfristig weiter. 


72. Abgeordnete 

Ortrun 

Schätzte 

(CDU/CSU) 


73. Abgeordnete 

Ortrun 

Schätzte 

(CDU/CSU) 


Sind der Bundesregierung Modelle für Lärm- 
schutzmaßnahmen an bestehenden Eisenbahn- 
strecken bekannt, die durch eine Mischfinanzie- 
rung der öffentlichen Hand und privater Investo- 
ren ermöglicht wurde? 


Teilt die Bundesregierung die Meinung, daß 
Finanzierungsarten wie Mischfinanzierung bei 
Lärmschutzmaßnahmen den Staat von Finanzie- 
rungspflichten entlastet und gleichzeitig die pri- 
vate Eigenleistung fördert? 


Antwort des Partamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 26. April 1994 

Lärmschutzmaßnahmen an Bahnanlagen werden entsprechend den §§41 
bis 43 und 50 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) und der 
Verkehrslärmschutzverordnung beim Bau neuer und der wesentlichen 
Änderung vorhandener Schienenwege im vorgeschriebenen Umfang 
durchgeführt (Lärmvorsorge). Für Lärmschutzmaßnahmen an bestehen- 
den und im Sinne des BImSchG nicht wesentlich geänderten Schienen- 
wegen (Lärmsanierung) fehlt eine verpflichtende Rechtsgrundlage. Die 
Deutsche Bahn AG führt demgemäß solche Maßnahmen nicht durch. Eine 
Mitfinanzierung - z. B. von Lärmschutzwänden - durch Dritte kommt 
daher nur bei Lärmvorsorge und nur in solchen Fällen in Betracht, 
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in denen eine Ausweitung von notwendigen Maßnahmen über das gesetz- 
lich vorgeschriebene Maß hinaus gefordert wird (z. B. Höhe einer geplan- 
ten Lärmschutzwand 3 m statt 2 m). Konkrete Beispiele hierzu hat mir die 
DB AG auf Anfrage jedoch nicht benannt. 


74. Abgeordneter 

Dr. Axel 
Wernitz 

(SPD) 


Mit welcher Planungs- und Zeitverzögerung ist 
zu rechnen, wenn beim Projekt der Ortsumge- 
hung Lauingen im Zuge der B 16 anstelle der jetzt 
zugrunde gelegten Trassenführung doch noch 
auf die ursprüngliche Wahllinie II mit einer weit- 
räumigeren Umfahrung des Bebauungsbereichs 
zurückgegriffen wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 27. April 1994 


Ein Abweichen von der im Raumordnungsverfahren positiv beurteilten 
Trasse ist nur mit Zustimmung und durch Entscheidung der Raumord- 
nungsbehörde möglich. Aufgrund der Planungsgeschichte der Ortsumge- 
hung Lauingen ist mit dieser Zustimmung der höheren Landesplanungs- 
behörde des Freistaates Bayern nicht zu rechnen. 

Die Planung des Projektes würde in die Zeit vor Einleitung des Raumord- 
nungsverfahrens (November 1988) zurückgeworfen. 


75. Abgeordnete 

Lydia 

Westrich 

(SPD) 


Ist die haushaltsmäßige Wirtschaftlichkeit der 
durch private Kreditaufnahme bis zur Fertigstel- 
lung vorfinanzierten Straßenbauprojekte (Auto- 
bahnteilstücke) vor den Auftragsvergaben im 
Einzelfall durch das Bundesministerium der Fi- 
nanzen und das Bundesministerium für Verkehr 
geprüft worden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 27. April 1994 


Zur Zeit steht nur eine Auftragsvergabe an. Die den vorliegenden Ange- 
boten zugrundeliegenden Zinssätze unterscheiden sich nicht wesentlich 
von dem Zinssatz, zu dem der Bund gegenwärtig Kredite aufnimmt. 


Die Bundesregierung hat einige Pilotvorhaben beschlossen, mit denen die 
gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen einer privaten Finanzierung von 
Verkehrsinfrastruktur erprobt werden sollen. Dabei ist auch zu überprü- 
fen, ob eventuelle höhere Finanzierungskosten durch Effiziensgewinne 
bei der Baudurchführung kompensiert oder überkompensiert werden 
können. Endgültige Aussagen über die haushaltsmäßige Wirtschaftlich- 
keit der privaten Finanzierung von Straßenbauvorhaben können daher 
erst nach Durchführung der Pilotprojekte getroffen werden. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umweit, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


76. Abgeordneter 

G erhärt Rudolf 
Baum 

(F.D.P.) 


Welche Konsequenzen beabsichtigt die Bundes- 
regierung aus den ihr vorliegenden Berichten des 
Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit und des Bundesministeri- 
ums der Finanzen über die Gebührenentwick- 
lung in der kommunalen Abwasserbeseitigung 
und Abfallentsorgung zu ziehen, und wie ist der 
Stand ihrer Beratungen dazu mit den kommuna- 
len Spitzenverbänden und den Ländern? 


Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 26. April 1994 


Auf der Grundlage der Berichte des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit über die „Gebührenentwicklung in 
der kommunalen Abwasserbeseitigung und Abfallentsorgung'' sowie des 
Bundesministeriums der Finanzen über „kommunale Gebühren-, gebüh- 
renrechtliche und steuerrechtliche Aspekte" prüft der Bundesminister für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit zusammen mit den Ländern 
derzeit, wie die unterschiedlichen Einflußfaktoren auf die Entsorgungs- 
gebühren für eine Dämpfung der Kosten- und Gebührenentwicklung 
genutzt werden können. Darauf haben sich der Bundeskanzler und die 
Regierungschefs der Länder geeinigt. Parallel hierzu arbeitet das Bundes- 
ministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit mit den 
kommunalen Spitzenverbänden zusammen, um so einen breiten Konsens 
für mögliche Maßnahmen zu erreichen. In den ersten Gesprächen wurde 
deutlich, daß die Länder und die Kommunen selbst einen wesentlichen 
Einfluß auf die Gebührenentwicklung haben. Zu nennen sind der Grad 
der Erschließung wegen des hohen Gebührenanteils der Kanalisation, 
besondere örtliche Gewässerschutzanforderungen sowie die Struktur und 
Organisation der kommunalen Entsorgung selbst. 

Die Regierungschefs von Bund und Ländern erwarten konkrete Ent- 
lastungsvorschläge bis Ende Juni diesen Jahres. 


77. Abgeordneter 

Wolfgang 

Börnsen 

(Bönstrup) 

(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung die von der 
Polizei in einem Bericht des „Flensburger Tage- 
blattes" als besorgniserregend bezeichnete Ent- 
wicklung, wonach vermehrt Schadstoffabfälle, 
unter anderem Altöle, von verantwortungslosen 
Mitbürgern illegal auf Autobahnraststätten und 
Rastplätzen entsorgt werden und damit eine Ge- 
fahr für Natur und Umwelt darstellen, und welche 
Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, in Zu- 
sammenarbeit mit den Bundesländern diesem 
Mißstand zu begegnen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Klinker! 
vom 25. April 1994 


Das Vorgehen gegen illegale Entsorgungspraktiken ist Aufgabe der für 
den abfallrechtlichen Vollzug zuständigen Ländern. Dies gilt auch für 
Autobahnraststätten oder Rastplätze. 

Illegalen Entsorgungspraktiken kann durch ein ausreichendes Entsor- 
gungsangebot - insbesondere auch für Schadstoffe aus Haushaltungen - 
sowie eine entsprechende Beratung und Aufklärung der Bürger ent- 
gegengewirkt werden. 

Dies gilt auch für gebrauchte Motoren- und Getriebeöle, für welche nach 
§ 5b des Abfallgesetzes eine Verpflichtung zur kostenlosen Rücknahme 
durch den Abgebenden besteht. 

Illegale Entsorgungspraktiken können allerdings leider nicht vollständig 
ausgeschlossen werden. Sie sind deshalb als Straftat oder Ordnungs- 
widrigkeit zu verfolgen. 

Nach § 326 Abs. 1 Nr. 3 StGB wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 
oder mit Geldstrafe bestraft, wer vorsätzlich unbefugt Abfälle, die nach 
Art, Beschaffenheit oder Menge geeignet sind, nachhaltig ein Gewässer, 
die Luft oder den Boden zu verunreinigen oder sonst nachhaltig zu verän- 
dern, außerhalb einer dafür zugelassenen Anlage oder unter wesentlicher 
Abweichung von einem vorgeschriebenen oder zugelassenen Verfahren 
behandelt, lagert, ablagert, abläßt oder sonst beseitigt. Werden durch die 
vorsätzliche Tat Leib oder Leben eines anderen, fremde Sachen von 
bedeutendem Wert, die öffentliche Wasserversorgung oder eine staatlich 
anerkannte Heilquelle gefährdet, beträgt der Strafrahmen gemäß § 330 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 StGB drei Monate bis zu fünf Jahren Freiheitsstrafe. 

Durch das Zweite Gesetz zur Bekämpfung der Umweltkriminalität 
(Drucksachen 12/192 und 12/7300), dessen zweite und dritte Lesung im 
Deutschen Bundestag am 21. April 1994 stattgefunden haben und das vor- 
aussichtlich noch in diesem Jahr in Kraft treten wird, wird der Tatbestand 
des § 326 Abs. 1 StGB erweitert und sein Strafrahmen auf Freiheitsstrafe 
bis zu fünf Jahren oder Geldstrafe erhöht. In einem besonders schweren 
Fall einer vorsätzlichen umweltgefährdenden Abfallbeseitigung {§§ 326, 
330 StGB) wird der Strafrahmen künftig sechs Monate bis zu zehn Jahren 
Freiheitsstrafe betragen. 

Sind die Tatbestandsmerkmale des § 326 Abs. 1 StGB nicht erfüllt, kommt 
eine Ordnungswidrigkeit nach § 18 Abs. 1 Nr. 1 des Abfallgesetzes in 
Betracht. Danach handelt u. a. ordnungswidrig, wer vorsätzlich entgegen 
§ 4 Abs. 1 des Abfallgesetzes Abfälle außerhalb einer dafür zugelassenen 
Abfallentsorgungsanlage behandelt, lagert oder ablagert. Nach § 18 
Abs. 2 des Abfallgesetzes kann die Ordnungswidrigkeit mit einer Geld- 
buße bis zu 100 000 DM geahndet werden. 

Aktuellen Entwicklungen muß durch entsprechende Schwerpunktset- 
zung im Rahmen der Überwachung sowie der Verfolgung von Ordnungs- 
widrigkeiten und Straftaten durch die Polizei sowie die Ordnungsbehör- 
den Rechnung getragen werden. 

Über die jeweiligen Arbeitsgemeinschaften steht die Bundesregierung im 
fortlaufenden Kontakt mit den für den Vollzug zuständigen Ländern. 
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78. Abgeordneter 

Reinhold 

Hiller 

(Lübeck) 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung das jüngst 
vom Bundesminister für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktor Sicherheit, Dr. Klaus Töpfer, in Stral- 
sund vorgestellte Gutachten zu den Konsequen- 
zen der geplanten Ostseeautobahn A 20, das hin- 
sichtlich der wirtschaftlichen Auswirkungen für 
das Land Mecklenburg-Vorpommern zu einer 
sehr negativen Einschätzung kommt, und welche 
Folgerungen zieht die Bundesregierung hinsicht- 
hch der weiteren Umsetzung dieses Verkehrspro- 
jektes Deutsche Einheit? 


. Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 25. April 1994 

Zielsetzung der am 6. April 1994 in Stralsund durch Bundesminister 
Dr. Klaus Töpfer vorgestellten Studie „Leitbilder und Ziele für eine 
umweltschonende Raumentwicklung in der Ostseeküsten-Region Meck- 
lenburg-Vorpommerns", die die PROGNOS AG im Auftrag des Bundes- 
ministeriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit erstellte, 
war es, Kriterien zur Vermeidung, Verminderung und zum Ausgleich von 
Umweltbeeinträchtigungen zu entwickeln und Empfehlungen für eine an 
ökologischen Kriterien orientierte Raumentwicklung in der Ostsee- 
Küstenregion des Landes Mecklenburg- Vorpommerns zu erarbeiten. 

Im Rahmen der Untersuchung wird u. a. die großräumige Erreichbarkeit 
der Ostsee-Küstenregion Mecklenburg- Vorpommerns analysiert. Ob sich 
die wirtschaftliche Lage des Landes Mecklenburg-Vorpommern durch 
den geplanten Bau der Ostsee-Autobahn A 20 und weitere Infrastruktur- 
maßnahmen entscheidend verändert, wird in der Untersuchung nicht 
thematisiert. 

Die Bundesregierung unterstreicht die Bedeutung der raumordnerischen 
und verkehrlichen Ziele, die für das gesamte Land Mecklenburg- Vorpom- 
mern mit dem Bau der A 20 verfolgt werden, wie die 

- entscheidende Verbesserung von Erschließung und Anbindung einer 
Vielzahl von Regionen des Landes, 

- schnelle und verkehrssichere Verknüpfung zwischen Ostseeküste und 
dem Ballungsraum Berlin, 

- großräumige Anbindung an das deutsche und an das europäische 
Autobahnnetz, speziell auch in Richtung Skandinavien und Nordost- 
und Osteuropa, 

- leistungsfähige Hinterlandverbindung zwischen den Ostseehäfen und 
die 

- spürbare Steigerung der Verkehrssicherheit im bestehenden Straßen- 
netz. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß der Bau der A 20 maßgeblich 
die Voraussetzungen für Entscheidungen zugunsten von Investitionen der 
Wirtschaft in Standorte in Mecklenburg-Vorpommern verbessern und 
damit zur Schaffung neuer Arbeitsplätze und zum wirtschaftlichen Auf- 
schwung beitragen wird. 

Die mit der A 20 erreichbaren verkehrlichen Entlastungen im bestehen- 
den Straßennetz bewirken nicht nur Entlastungen der Anwohner vor 
übermäßigen Emissionen des Verkehrs, sondern ermöglichen städtebau- 
liche Entwicklungen in den vom Durchgangsverkehr entlasteten Orten. 
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Die Bundesregierung wird vor diesem Hintergrund ihre intensiven Bemü- 
hungen für eine frühestmögliche Verwirklichung dieser für die Entwick- 
lung des Landes Mecklenburg- Vorpommern entscheidenden Verkehrs- 
verbindung fortsetzen. 


Nachdem in den USA ab 1998 für alle Pkw der 
sogenannte große Kohlekanister eingeführt wird, 
und dieses sogenannte „on-board-system" Ver- 
dunstungsemissionen aus dem Fahrzeuginnern 
abführt, die Kosten eines Kanisters pro Fahrzeug 
bei 20 US-Dollar liegen und ab dem Jahr 2001 
dieses System auch für Lkw vorgeschrieben ist, 
frage ich die Bundesregierung, ob sie angesichts 
dieser Entwicklung nicht umgehend bereit ist, 
auf dem Gebotsweg bis zum 1. Januar 1995 die 
Einführung des großen Kohlekanisters in 
Deutschland vorzuschreiben, damit auch beim 
Stillstand des Fahrzeuges Emissionen sowohl 
nach innen als auch nach außen abgefiltert wer- 
den? 

Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 26. April 1994 

Unter Berücksichtigung, daß 

- der „große Kohlekanister'' eine Bauartvorschrift darstellt, die nur auf 
EG -Ebene eingeführt werden kann, 

- durch EG-Richtlinie 9 1/441 /EWG ab 1. Januar 1993 für alle neu zum 
Verkehr zugelassenen Pkw mit Ottomotor EU- weit die Verdunstungs- 
emissionen aus dem Tank- und Kraftstoff-System begrenzt und daher 
- wie derzeit auch in den USA - mit dem „kleinen Kohlekanister" aus- 
gerüstet sind, 

- durch die Einführung des „kleinen Kohlekanisters" das Problem der 
Kohlenwasserstoffbelastung im Innenraum der Fahrzeuge gelöst ist, 

- in Deutschland Lkw mit einem zulässigen Gesamtgewicht von über 
3,5 1 fast ausschließlich mit Dieselmotoren ausgerüstet sind, 

- die in den USA geplante Einführung des „großen Kohlekanisters" dazu 
dienen soll, zusätzlich zu den Verdunstungsemissionen des Tank- und 
Kraftstoff-Systems des Fahrzeugs auch die beim Betanken emittierten 
Benzindämpfe aufzunehmen, 

- durch die - im Gegensatz zu den USA - flächendeckende Einführung 
der tankstellenseitigen Gasrückführung durch die Einundzwanzigste 
Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(Verordnung zur Begrenzung der Kohlenwasserstoff-Emissionen bei 
der Betankung von Kraftfahrzeugen - 21. BImSchV) vom 7. Oktober 
1992 die beim Betanken von Fahrzeugen mit Ottomotor auftretenden 
Emissionen durch Umrüstung der bestehenden Tankstellen bei spä- 
testens Ende 1997 bereits wirksam begrenzt werden, 

beabsichtigt die Bundesregierung nicht, auf dem Gebotsweg bis zum 
1. Januar 1995 die Einführung des großen Kohlekanisters in Deutschland 
vorzuschreiben. 

Über die Abgasvorschriften 2000 wird bei der EG-Kommission auf Exper- 
tenebene beraten. Hier werden auch weitere Verbesserungen der Vor- 
schriften zur Begrenzung der Verdunstungsemissionen von Kraftfahrzeu- 
gen mit Ottomotor erörtert. 


79. Abgeordneter 

Klaus 

Lennartz 

(SPD) 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Post 
und Telekommunikation 


80. Abgeordnete Wie viele Telefonkarten zu 50 DM bzw. zu 12 DM 

Brigitte wurden seit Einführung der Telefonkarten jähr- 

Adler lieh ausgegeben, und innerhalb welchen Zeitrau- 

(SPD) mes werden die Einheiten der beiden Karten- 

typen jeweils in der Regel vertelefoniert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Paul Laufs 
vom 21. April 1994 


Die jährlichen Verkaufsstückzahlen der Telefonkarten ergeben sich aus 
der nachstehenden Aufstellung 


Jahr 

12 DM 

50 DM 

1987 

63 000 

30 000 

1988 

67 000 

40 000 

1989 

351 000 

156 000 

1990 

3 249 000 

944 000 

1991 

12 315 000 

2 672 000 

1992 

25 604 000 

4 394 000 

1993 

40 335 000 

6 108 000 

Summe: 

81 984 000 

14 344 000 

Geplant 1994 

48 300 00 

7 700 000 


Nach den Feststellungen der Deutschen Bundespost TELEKOM werden 
78% derverkauften 12 DM-Kartenund 84% der verkauften 50 DM-Karten 
innerhalb von etwa 18 Monaten vertelefoniert. 


Die restlichen Karten werden von Sammlern zurückgehalten bzw. zu 
einem späteren Zeitpunkt genutzt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


81. Abgeordneter 

Achim 

GroBmann 

(SPD) 


Welche Angaben kann die Bundesregierung dar- 
über machen, bei wie vielen der 1993 insgesamt 
bewilligten 156397 Sozialwohnungen differen- 
ziert nach alten und neuen Bundesländern es sich 
um Maßnahmen des sozialen Mietwohnungs- 
baus handelt, und wie viele Wohnungen im Rah- 
men des selbstgenutzten Wohneigentums entste- 
hen werden? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Joachim Günther 
vom 25. April 1994 


Das Förderergebnis 1993 des sozialen Wohungsbaus ist noch vorläufig. Es 
beruht auf den Monatsmeldungen der Wohnungsbauminister der Länder 
gemäß § 31 II. WoBauG. Danach ergibt sich folgende Aufteilung: 



Geförderte Wohnungen 



davon 


Insgesamt 

Miet- 

wohnungen 

% 

Eigentümer- 

wohnungen 

% 

Früheres 

Bundesgebiet 

117 825 

83 550 

71 

34 275 

29 

Neue Bundes- 
länder und 

Berlin- Ost 

38 572 

21 127 

55 

17 445 

45 

Deutschland 

156 397 

104 677 

67 

51 720 

33 


82. Abgeordneter 

Walter 

Schöler 

(SPD) 


Wie viele Bundesdarlehenswohnungen wurden 
in Bonn und im Rhein- Sieg-Kreis in den letzten 
15 Jahren gebaut? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Joachim Günther 
vom 25. April 1994 

Ab 1978 sind insgesamt 279 mit Wohnungsfürsorgemitteln des Bundes 
geförderte Wohnungen in Bonn und im Rhein-Sieg-Kreis bezugsfertig 
geworden. 


83. Abgeordneter 

Walter 

Schöler 

(SPD) 


Wie hoch sind die finanziellen Rückflüsse aus den 
Darlehensrückzahlungen bzw. aus der Verzin- 
sung von Bundesdarlehenswohnungen insge- 
samt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Joachim Günther 
vom 25. April 1994 


Das letztjährige, vom Bund vereinnahmte Rückflußaufkommen (Zins- und 
Tilgungsbeträge sowie Ablösungsbeträge aus gewährten Wohnungsfür- 
sorgedarlehen) betrug insgesamt 307,4 Mio. DM. 


84. Abgeordneter 

Walter 

Schöler 

(SPD) 


Wie hoch sind die Einnahmen, die dem Bund auf- 
grund von Fehlbelegungen der Bundesdar- 
lehenswohnungen in Bonn und im Rhein-Sieg- 
Kreis in den vergangenen 15 Jahren zugeflossen 
sind? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Joachim Günther 
vom 25. April 1994 


Die Ausgleichszahlungen nach dem Gesetz zum Abbau der Fehlsubven- 
tionierungen im Wohnungsbau - AFWoG - (sog. Fehlbelegungsabgabe) 
werden erst seit 1983 erhoben. Eine regionale Aufteilung der hieraus dem 
Bund zufließenden Einnahmen läßt sich anhand des vorhandenen Zahlen- 
materials nicht vornehmen. Die erbetenen Zahlenangaben könnten nur 
unter erheblichem personellen und zeitlichen Aufwand ermittelt werden 
und würden zudem für die Frage des zweckgebundenen Wiedereinsatzes 
der Einnahmen für Wohnungsfürsorgemaßnahmen keine Rolle spielen. 
Der Wiedereinsatz konzentriert sich auf Bedarfsschwerpunkte und richtet 
sich nicht nach den örtlichen Erhebungsgebieten. 


Im einzelnen wurden folgende Gesamteinnahmen erzielt - in Mio DM 


1983 

1984 

1985 

1986 

1987 

1988 

1989 

1990 

1991 

1992 

1993 

1,7 

9,5 

14,0 

9,4 

6,5 

6,0 

7,7 

21,3 

23,9 

25,5 

27,5 


Ausgehend von einer durchschnittlichen Ausgleichszahlung von 100 DM/ 
Monat pro Wohnung und einer angenommenen Fehlbelegerquote von 
50% bei rund 10800 Bundesdarlehenswohnungen im Raum Bonn dürften 
von den Einnahmen 1993 etwa 6,5 Mio. DM auf diese Region entfallen. 


85. Abgeordneter 

Walter 

Schüler 

(SPD) 


Welche Pläne hat der Bund in bezug auf den 
zukünftigen Bau von Bundesdarlehenswohnun- 
gen in Bonn bzw. im Rhein-Sieg-Kreis? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Joachim Günther 
vom 25. April 1994 

Die Entscheidung, künftig den Bau von weiteren Wohnungen in Bonn und 
Umgebung mit Wohnungsfürsorgemitteln des Bundes zu fördern, hängt 
im wesentlichen von der Zahl der Bediensteten ab, die aufgrund des 
Berlin/Bonn-Gesetzes und der Umsetzung der Vorschläge der Unabhän- 
gigen Förderalismuskommission ihren Wohnsitz verlagern werden und 
folglich Wohnungen zur Nachbesetzüng freimachen bzw. zusätzlich be- 
nötigen. Hierüber liegen noch keine konkreten Erkenntnisse vor. 

Derzeit können zuziehende Bonner Bedienstete innerhalb eines angemes- 
senen Zeitraums mit Wohnraum des Bundes versorgt werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Forschung 
undTechnoiogie 


86. Abgeordneter 

Lothar 

Fischer 

(Homburg) 

(SPD) 


Trifft es zu, daß die ESA in Kourou eine Ferti- 
gungsstätte zur Herstellung von Treibstoff für die 
Feststoffbooster der ARIANE 5 errichtet, und 
wenn ja, wie hoch waren die Kosten dafür? 


46 




Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/7462 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Neumann 
vom 26. April 1994 

Es ist zutreffend, daß die ESA unter der Bezeichnung „Solid Propellant 
Plant" am ARIANE-Startplatz im Französisch-Guyana eine Anlage zur 
Herstellimg der beiden jeweils ca. 110 t schweren Feststoffzusatzraketen 
der ARIANE 5 betreibt, wobei die leichteren Treibstoffsegmente in Colle- 
fero in Italien gefertigt und nach Kourou verschifft werden. Die Errich- 
tungskosten der hierfür spezifischen Anlagen in Kourou betragen 
insgesamt rund 180 Mio. Rechnungseinheiten (= etwa 350 Mio. DM). 


87. Abgeordneter 

Lothar 

Fischer 

(Homburg) 

(SPD) 


Trifft es zu, daß der dort hergestellte Treibstoff 
nicht rechtzeitig in der erforderlichen Qualität 
hergestellt werden kann, so daß die ESA den 
Treibstoff für die erste Serie der ARIANE 5 von 
den USA beziehen muß? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Neumann 
vom 26. April 1994 

Der Treibstoff, der in Kourou gemischt und in die Mittel- und Endseg- 
mente der Zusatzraketen verfüllt wird, besteht aus den chemischen 
Bestandteilen: 

Aluminium (AI) als eigentlicher Treibstoff, 

Ammonium- Perchlorat (APC) als Oxydator, 

Hydroxyl-Terminated-Polybutadien-Binder (HTPB) als Bindemittel. 

Die Verwendung von Ammonium Perchlorat aus Europa führte wegen 
etwas zu hoher Viskosität und in Anbetracht der großen Mengen von 110 t 
pro Feststoffbooster zur Bildung von Hohlräumen. Deshalb mußte zeit- 
weise in größerem Umfang als ursprünglich geplant auf amerikanisches 
Material mit etwas anderer Viskosität zurückgegriffen werden, bis das 
europäische APC die gleiche Viskosität wie das aus USA bezogene APC 
hat. Dadurch werden Programmverzögerungen und erhebliche Mehr- 
kosten vermieden. 


88. Abgeordneter 

Lothar 

Fischer 

■ (Homburg) 

(SPD) 


Welche technischen Gründe waren ggf. für diese 
Entscheidung maßgebend, und in welcher Höhe 
sind (bzw. werden) Aufträge in die USA vergeben 
worden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Neumann 
vom 26. April 1994 

Die Vorgehensweise der ESA, möglichst parallel Rohmaterialien von ver- 
schiedenen Bezugsquellen für die Herstellung der ARIANE 5-Feststoff- 
booster zu qualifzieren, hat seine technische Begründung darin, daß schon 
geringe Unterschiede bezüglich chemischer Reinheit und Konsistenz 
zwischen verschiedenen Herstellern bzw. sogar verschiedenen Chargen 
desselben Herstellers große Folgen für den Herstellungsprozeß haben 
können, und deshalb dieser Prozeß auf eine weitestgehende Unabhängig- 
keit von solchen Eigenschafts Schwankungen optimiert werden muß. Die 
Zusatzkosten der ESA für die zeitweise Beschaffung des Rohmaterials 
APC aus den USA belaufen sich nach ESA-Angaben auf umgerechnet 
ca. 10 Mio, DM. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung 
und Wissenschaft 


89. Abgeordneter 
Peter 
Keller 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen werden im einzelnen aus 
den Mitteln des Bundesministeriums für Bildung 
und Wissenschaft im Rahmen der Begabtenförde- 
rung berufliche Bildung gefördert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Norbert Lammert 
vom 21. April 1994 

Das Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft hat Ende 1991 erst- 
malig und in Europa einmalig ein Förderprogramm zur Begabtenförde- 
rung in der beruflichen Bildung aufgelegt. Das Förderprogramm ergänzt 
die seit langem bestehende schulische und akademische Begabtenförde- 
rung. Das Programm unterstützt die Weiterbildung begabter junger 
Berufstätiger, die eine anerkannte Berufsausbildung nach dem Berufsbil- 
dungsgesetz oder der Handwerksordnung abgeschlossen haben. Die Sti- 
pendiaten erhalten auf Antrag Zuschüsse zu den Kosten berufsbegleiten- 
der Weiterbildung von jährlich bis zu 3000 DM über drei Jahre hinweg. 
Dies erhöht die Attraktivität der dualen Berufsausbildung und trägt zur 
Gleichwertigkeit von allgemeiner und beruflicher Bildung sowie zur 
Sicherung eines leistungsfähigen Fachkräftenachwuchses bei. Die Aus- 
wahl der Stipendiaten, ihre Beratimg und Förderung wird von den für die 
Berufsbildung zuständigen Stellen durchgeführt, also im Handwerks- 
bereich von den Handwerkskammern, in Industrie und Handel von den 
Industrie- und Handwerkskammern. Der Förderung liegen die Förder- 
richtlinien des Bundesministeriums für Bildung und Wissenschaft vom 
15. August 1991 zugrunde. Gef ördert werden anspruchsvolle Maßnahmen 
zum Erwerb beruflicher Qualifikationen sowie die Teilnahme an Bil- 
dungsmaßnahmen, die der Entwicklung fachübergreifender und allge- 
meiner beruflicher Kompetenzen sowie der Persönlichkeitsbildung, der 
Entwicklung sozialer Kompetenzen und der Mitwirkungsfähigkeit in 
Beruf und Gesellschaft dienen. Seit Mitte 1993 sind auch Vorher eitungs - 
lehrgänge auf beruflicher Aufstiegsfortbildungen teilweise förderfähig. 
Dabei handelt es sich um Vorbereitungskurse auf die Prüfung zum 
Meister, Techniker, Betriebswirt, Fachwirt und Fachkaufmann jeweils 
aller Fachrichtungen. Im Jahre 1992 wurden Fremdsprachenkurse von 
den Stipendiatinnen und Stipendiaten mit 25% am häufigsten genutzt, 
gefolgt von den Bereichen Computer/EDV (16%), Technik/Handwerk 
(10%), Kommunikation (10%), Planung/Organisation (10%), kaufmänni- 
sche Kenntnisse (8%) imd Persönlichkeitsbildung (6%). 

Im dritten vollen Förderjahr 1994 wiid das Programm seine Sollstärke von 
etwa 9200 Stipendiatinnen und Stipendiaten erreichen. Frauen und Män- 
ner sind insgesamt gleichermaßen beteiligt. Die Mittel (Ansatz 1994: 
28 Mio.) fließen im wesentlichen in die Bereiche Industrie und Handel 
(59%) und Handwerk (31%), im übrigen in die Bereiche Freie Berufe, 
Landwirtschaft, Hauswirtschaft und öffentlicher Dienst. 


90. Abgeordneter 

Peter 

Keller 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß aus Mitteln der Begabtenförde- 
rung berufliche Bildung zum Beispiel Sprach- 
kurse in den USA, Rhetorikkurse und ähnliches 
zur „Persönlichkeitsentfaltung" gefördert wer- 
den? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Norbert Lammert 
vom 21. April 1994 

Sprachkurse im Ausland sind nur förderfähig, wenn sie als Intensivsprach- 
kurse durchgeführt werden (mindestens 25 Wochenstunden Sprachunter- 
richt). Bei Intensivsprachkursen im außereuropäischen Ausland (Beispiel 
USA) sind nur die Kosten eines vergleichbaren Intensivsprachkurses im 
europäischen Ausland (England) förderfähig. Maßnahmen zur Persönlich- 
keitsbildung, zur Entwicklung sozialer Kompetenzen und zur Mitwir- 
kungsfähigkeit im Beruf und Gesellschaft sind grundsätzlich förderfähig, 
sie werden allerdings nur von wenigen Stipendiaten in Anspruch genom- 
men. 


91. Abgeordneter 

Peter 

Keller 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Hand- 
werkskammern mangels hinreichenden Interes- 
ses bereits nachdrücklich aufgefordert werden, 
sich für eine Ausschöpfung der Mittel zu engagie- 
ren, um eine Kürzung der Finanzmittel nach der 
Erprobungsphase Ende 1994 zu verhindern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Norbert Lammert 
vom21. April 1994 

Die für 1993 bewilligten Fördermittel von 24,3 Mio. DM waren darauf aus- 
gelegt, rund 8100 Stipendiaten mit 3 000 DM pro Stipendiat zu fördern. Die 
für 1993 angestrebte Zahl an Stipendiaten wurde auch tatsächlich 
erreicht, die bewilligten Mittel jedoch nicht in vollem Umfang ausge- 
schöpft. Die Ursache für den geringeren Mittelabfluß liegt daher nicht 
darin, daß zu wenig Stipendiaten auf genommen wurden, sondern daß die 
Stipendiaten ihr individuelles Stipendium nicht in vollem Umfang aus- 
schöpften. 

Darüber hinaus wird das Förderprogramm von den Kammern in unter- 
schiedlichem Maße in Anspruch genommen. Das Bundesministerium für 
Bildung und Wissenschaft führt daher jeweils Mitte des Jahres eine frei- 
willige Umverteilung der Fördermittel zwischen Kammern, die einen Mit- 
telüberhang, und Kammern, die zusätzlichen Mittelbedarf haben, durch. 
Der Deutsche Industrie- und Handelstag und der Deutsche Handwerks- 
kammertag haben in gleichlautenden Rundschreiben die Kammern auf- 
gefordert, sich zwecks optimaler Nutzung der Fördermittel an der freiwilli- 
gen Umverteilung Mitte 1994 zu beteiligen. 


92. Abgeordneter 
Peter 
Keller 

(CDU/CSU) 


Stimmt die Bundesregierung der Auffassung zu, 
daß in Zeiten knapper Finanzmittel Prioritäten 
gesetzt werden müssen, die beispielsweise eine 
anderweitige Verwendung bzw. Kürzung dieses 
Haushaltstitels zugunsten spezifischerer Berufs- 
bildungsmaßnahmen nahelegen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Norbert Lammert 
vom 21. April 1994 

Die Bundesregierung stimmt dieser Auffassung nicht zu. Die Begabtenför- 
derung berufliche Bildung wird von den Stipendiatinnen und Stipendia- 
ten, den durchführenden Kammern und den Spitzenverbänden der Wirt- 
schaft als sachgerecht und als wesentliche Maßnahme angesehen, um die 
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berufliche Bildung im Wettbewerb der Bildungswege voranzubringen. Sie 
entspricht im Volumen nur etwa einem Viertel der Begabtenförderung im 
akademischen Bereich. Steigende Anforderungen in der Arbeitswelt 
erfordern eine zunehmende Zahl leistungsstarker und leistungsbereiter 
junger Fachkräfte, deren Talente auch im Interesse der Erhaltung und 
Stärkung des Wirtschaftsstandorts Deutschland gezielt gefördert werden. 


Bonn, den 29. April 1994 
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